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Vorwort

In jedem Wahljahr verfassen die Parteien Programme, die selbst die politisch
Interessierten oft schon durch ihren Umfang u berfordern. Zur Meinungsbildung kann es
deshalb hilfreich sein, die Positionen zu bestimmten Problemkreisen zusammenzufassen
und gegenu berzustellen. Die Mitarbeiter des Liberalen Institutes der Friedrich-Naumann-
Stiftung haben sich dieser Aufgabe angenommen und sich durch insgesamt 357 Seiten
programmatischer Texte gearbeitet. Das Ergebnis liegt Ihnen jetzt vor. Dabei mussten
natu rlich Schwerpunkte gesetzt werden; nicht jedes Einzelthema konnte aufgegriffen
werden. Doch wir denken, dass wir zu den Themen, die im Wahlkampf im Vordergrund
stehen werden, die Positionen aller Parteien vergleichbar gemacht haben. Wir hoffen,
dass der vorliegende Vergleich Ihr Interesse findet.

Rolf Berndt
Geschaftsfu hrendes Vorstandsmitglied der
Friedrich-Naumann-Stiftung
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“ Deutschland braucht jetzt eine
Regierung, die Werte verkorpert
und zu Prinzipien ihrer Politik
macht: dazu zahlt die Orientier-

 ung am christlichen Menschenbild
und dazu zahlt auch die Liebe zu
unserem Land.ß Unser Einsatz fu r
Deutschland gru ndet auf einem
aufgeklarten Patriotismus (S. 3f.).
“Die Soziale Marktwirtschaft als
ordnungspolitische Leitidee weist
auch im 21. Jahrhundert den
humansten, effizientesten und
besten Weg. Die Union hat die
vergangenen Jahre genutzt, diese
Leitidee zu erneuern und zu re-
vitalisieren. ... Die erneuerte
Soziale Marktwirtschaft ermutigt
zur Freiheit und setzt Anreiz fu r
Eigenverantwortungß (S. 6).

“Deutschland braucht die Politik
der Erneuerung und des Zusam-
menhalts. Das ist unsere Politik
der Mitteß (S. 4).
“Das europaische Sozialstaats-
modell muss erhalten und weiter-
entwickelt werden. ... Es... gibt
keines sonst, das vergleichbar in
akzeptabler Weise Leistungswillig-
keit und Eigenverantwortung
einerseits und gesellschaftlichen
Zusammenhalt und Solidaritat an-
dererseits miteinander verbindet.
Die, die in Not geraten, konnen
sich auf die Gemeinschaft verlas-
senß (S. 15).

“Die neue Zeit ist mit keiner ande-
ren Idee so gestaltbar wie mit der
Idee der Freiheit: Der Freiheit zur
Verantwortung. Die FDP ist die Par-
tei der Sozialen Marktwirtschaftß (S.
2). “Deutschland braucht keine
“neueß Soziale Marktwirtschaft.
Deutschland braucht eine Ru ckbe-
sinnung auf die Prinzipien der So-
zialen Marktwirtschaftß (S. 4). “Zur
Sozialen Marktwirtschaft gehort
auch eine aktive soziale Verantwor-
tung des Staates, die greift, wenn
der Einzelne nicht in der Lage ist,
aus eigener Kraft fu r die Absiche-
rung der groÜ en Lebensrisiken wie
Arbeitslosigkeit, Krankheit und Alter
Vorsorge zu treffen. Ein so ausge-
staltetes Sozialsystem, das seinem
Charakter nach subsidiar ist, ist
nicht Fremdkorper, sondern produk-
tiver Faktor in der Sozialen Markt-
wirtschaftß (S. 11).

“BU NDNIS 90/DIE GRU NEN sind
die Partei der okologischen
Modernisierung, der sozialen und
wirtschaftlichen Erneuerung und
der gesellschaftlichen Demokrati-
sierung.ß (S. 7). “Wer die Zukunft
unserer Kinder sichern will,
braucht die O kologisierung unse-
rer Marktwirtschaftß (S. 18). “Der
neoliberalen Diskriminierung sozi-
al Schwacher durch die FDP hal-
ten wir eine sozial gerechte Politik
entgegenß (S. 8). “Gru n kampft
dafu r, dass sich Gerechtigkeit
statt neoliberaler Ellbogenpolitik
durchsetzt.ß (S. 9). “Unsere Vor-
stellung von Gerechtigkeit geht
weiter als die der anderen Partei-
en. Wir stehen auch fu r Teilhabe-
gerechtigkeit, Generationenge-
rechtigkeit, Geschlechtergerech-
tigkeit und Internationale Gerech-
tigkeitß (S. 29f.).

“Deutschland braucht
diese PDS, die gegen die
Vorherrschaft des GroÜ -
kapitals in Staat und
Gesellschaft ankampft.
...Ihr gesellschaftliches
Ziel ist demokratischer
Sozialismus ü  eine Ge-
sellschaft, in der die
freie Entwicklung der
Einzelnen zur Bedingung
der freien Entwicklung
aller wirdß (S. 2).
“Die PDS verteidigt das
Grundgesetz. Wir strei-
ten auf seiner Grundlage
fu r den Vorrang sozialer
Verantwortung, den
Schutz der Bu rgerrechte,
gegen die U berlassung
der Wirtschaftspolitik an
das Spiel der freien
Krafteß (S. 17).
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“Freiheit und Eigentum, Eigenver-
antwortung und Privatinitiative
sollen wieder die dominierenden
Triebfedern der wirtschaftlichen
Entwicklung werden. Wir werden
deshalb die Staatsquote... von
derzeit knapp 50% schrittweise
und dauerhaft auf unter 40%
senkenß (S. 6f.).

“In dieser Welt des Wandels
mu ssen auch die Staatsaufgaben
u berpru ft werden....Wir achten das
Prinzip der Subsidiaritatß... Was an
Aufgaben vor Ort, von gesell-
schaftlichen Gruppen und vom
Einzelnen in Eigenverantwortung
erfu llt werden kann, das sollte der
Staat nicht reglementierenß(S.8f.).

Fu r Liberale ist der Staat  besonders
leistungsfahig, “der sich auf seine
Kernaufgaben konzentriert. Der
schlanke Staat ist der starke Staat.
Deshalb will die FDP Subventionen
abbauen, offentliche Aufgaben zu-
ru ckfu hren und staatliche Beteili-
gungen privatisieren.ß Staatsquote
mittelfristig auf 1/3 des BIP (S.17).

Kein prinzipielles Thema. Allge-
mein: “Eine moderne, aktive Bu r-
gergesellschaft muss die Bu rger-
innen und Bu rger u berall in politi-
sche Entscheidungen einbeziehen.
... Wir wollen transparente und
kooperierende staatliche Struk-
turen und die Verwaltung weiter
modernisierenß (S. 64).

Das Grundgesetz: “Es
beschreibt einen Staat,
der seine ... Einwohner
als Subjekte begreift,
der die Sozial- und
Wirtschaftssphare ge-
staltet, der demokra-
tisch kontrolliert werden
willß (S. 17).
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“Zur Erhaltung der Eigenstandig-
keit und Eigenverantwortung der
Lander ist eine Kompetenzord-
nung mit ausgepragter Landerge-
setzgebungskompetenz erforder-
lich.ß “Auflosenß von “Mischfinan-
zierungenß (S. 30). “Die Lander
mu ssen die Moglichkeit erhalten,
ihre Wirtschaftsforderung starker
auf die eigenen regionalen Star-
ken... zu konzentrierenß (S. 27).

“Der deutsche Foderalismus hat
sich bewahrt ü  auch im Zuge einer
fortschreitenden europaischen In-
tegration. Aber Bu rgernahe, De-
mokratie und eine moderne Ver-
waltung brauchen klare Regelung
der Verantwortung. ... Gemein-
schaftsaufgaben und Mischfinan-
zierungen werden wir Zug um Zug
entflechten, damit die Verant-
wortlichkeiten fu r Entscheidungen
transparenter werden und die Ei-
genverantwortung dominiertß
(S. 65).

“Die FDP fordert wettbewerblichen
Foderalismus mit transparenter Ent-
scheidungsfindung und klarer Kom-
petenzverteilung. Im Sinne des Sub-
sidiaritatsgedankens sollen Kompe-
tenzen, die nicht zwingend ... auf
nationaler Ebene geregelt werden
mu ssen, vom Bund auf die Lander
zuru ckverlagert werden.ß Gemein-
schaftsaufgaben (Art 91 a, b) und
Bundesfinanzhilfen (Art.104a Abs. 4
GG) streichen. Eigene Steuertarife
fu r Bund und Lander, bei Einkom-
mensteuer auch fu r Gemeinden
(S. 66f.).

Das Stichwort “Foderalismusß
fehlt im Stichwortregister.  Allge-
mein:“Um Spielraume fu r Reform-
projekte ... zu offnen, brauchen
wir einen Neuordnung der fodera-
len Finanzverteilung. Wir wollen
die Aufgaben- und Finanzvertei-
lung zwischen Bund, Landern und
Gemeinden insgesamt u berpru -
fen.ß  (S. 44). Speziell: Wir wollen
die Finanzkraft der Kommunen
starken. ... Wir lehnen Entlastun-
gen des Bundes und der Lander
auf Kosten der Gemeinden ent-
schieden abß (S. 43).

Nur generell: Mehr
soziale Gerechtigkeit
erreichen “durch eine
Politik, die im Verhaltnis
des Bundes zu den Lan-
dern und der Lander zu
den Kommunen den so-
lidarischen Foderalismus
starktß (S. 7).
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“Wir verstehen Mittelstandspolitik
nicht als Schutz des Mittelstands
vor Wettbewerb ü  wohl aber als
tatkraftige Forderung seiner Leis-
tungsfahigkeit fu r den Wettbe-
werb.ß: Beim Steuerrecht Kern-
argument gegen rot-gru ne Reform
wie FDP 1998: “Es muss Schluss
sein mit dem Irrglauben, die Un-
ternehmen seien gut, die Unter-
nehmer aber schlecht.ß (S. 14).
Zugang zum Kapitalmarkt verbes-
sern, verbesserte Zahlungsmoral
des Staates,  besseres “gesell-
schaftliches Klimaß fu r Existenz-
gru nder und Selbstandige, Gene-
rationenwechsel erleichtern,
“Meister-BafoG der Schroder-
Regierung korrigierenß (S. 14f.).

“Mittelstand und Handwerk sind
das Herz unserer Wirtschaft. Sie
sind der Motor fu r Investitionen,
Wachstum und Beschaftigung.
Wir unterstu tzen sie.ß: Zugang
zum Kapitalmarkt verbessern, ver-
besserte Zahlungsmoral des Staa-
tes, Rahmenbedingungen fu r
Existenzgru nder und Selbstandige
verbessern: “Dazu mu ssen Regu-
lierungsvorschriften reduziert und
unnotige Bu rokratie abgebaut
werden.ß Bei IHK-Beitragen “an-
gemessene Bagatellgrenze ... um
kleine Unternehmen zu entlasten.ß
Generationenwechsel und “KMU-
Borse fu r Innovationenß fordern.
(S. 19ff.).

Der Mittelstand braucht ordnungs-
politische Rahmenbedingungen, um
“seine Potenziale im Interesse einer
freiheitlichen Gesellschaft und einer
funktionsfahigen Marktwirtschaft
voll zu entfalten.ß (s. Arbeitsmarkt,
Steuerreform, Sozialstaat): Echte
Aufgabenprivatisierung beseitigt
Diskriminierung, starkt Mittelstand;
Zugang zum Kapitalmarkt verbes-
sern, O ffnungsklausel fu r “rechts-
verbindlich alternative Mitbestim-
mungsmodelleß, Bu rokratiekosten-
TU V, “schnellere und flexiblere An-
passung der Ausbildungsverordnun-
gen, verbesserte Zahlungsmoral des
Staates, Existenzgru nder und Selb-
standige sichern. (S. 18 ff.). Tarif-
treueregelung abgelehnt (S. 9).

“Kleine und mittlere Unternehmen
und Handwerksbetriebe verbinden
Kreativitat und Vernunft, Eigen-
initiative und Verantwortung. ...
Wir wollen bu rokratische Hemm-
nisse fu r den Mittelstand abbau-
en, fu r faire Wettbewerbsbedin-
gungen sorgen und die Kultur der
Selbstandigkeit starken. Im Hand-
werk darf nicht langer die
Meisterpru fung zwingende Vor-
aussetzung fu r Selbstandigkeit
und Existenzgru ndung sein.ß Rot-
gru ne Steuerreform zugunsten
von kmU korrigieren. “Fu r eine
verfassungskonforme Vermogen-
steuer mu ssen die Voraussetzun-
gen geschaffen werden.ß Reform
der Erbschaftsteuer (S.37f.).

“O ffentliche Wirt-
schafts- und Struktur-
forderung soll... die Po-
sition kleiner und mitt-
lerer Unternehmen
starken. ...Existenzgru n-
der brauchen gezielte
Absatz- und Manage-
menthilfen u ber mehre-
re Jahre.ß (S. 3). “parla-
mentarische Initiativen
ergreifen, um Schein-
selbstandigkeit abzu-
bauenß (S.5; s. auch
Arbeitsmarkt, Steuer-
reform, Sozialstaat).
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“Die Eckpunkte unserer Politik fu r
Landwirtschaft und landliche
Raume heiÜ en: Schutz des Eigen-
tums, Wettbewerbsfahigkeit,
unternehmerische Freiheit,
Nachhaltigkeit.ß “steuerpolitische
Benachteiligung von Landwirt-
schaft und Mittelstand beendenß;
“Weiterentwicklung des agrar-
sozialen Sicherungssystems, ins-
besondere eine Reform der land-
wirtschaftlichen Unfallversiche-
rung.ß (S. 52). “Eine erneute
Reform der EU-Agrarpolitik
innerhalb der Laufzeit der Agenda
2000 lehnen wir abß (S. 53).

“Wir wollen eine Neuausrichtung
auf eine verbraucherorientierte,
tierschutzgerechte, umwelt-
gerechte und wettbewerbsfahige
Landwirtschaft. ... Die europaische
Landwirtschaftspolitik muss nach
3 Jahrzehnten schwerpunktmaÜ i-
ger Produktionsorientierung an
die veranderten Bedingungen und
die veranderten Verbraucherbe-
du rfnisse angepasst werden...
Leistungen fu r die Allgemeinheit
wie der Erhalt von Natur, der Kul-
turlandschaften fu r den Gewas-
ser-, Boden- und Klimaschutz
mu ssen angemessen bezahlt
werdenß (S. 37).

“Die FDP ru ckt den unternehmeri-
schen Landwirt in den Mittelpunkt.
Die unertragliche Agrar-Bu rokratie
muss radikal zuru ckgeschnitten
werden. Quoten und Marktregulie-
rungen mu ssen durch marktwirt-
schaftliche Elemente ersetzt wer-
den.ß ..produktionsunabhangige
Kulturlandschaftspramie... Im
Gegenzug entfallen schrittweise die
bisherigen Quoten und Marktord-
nungen ... Die einseitige und u ber-
proportionale Forderung des okolo-
gische Landbaus ...ist kontrapro-
duktiv.ß (S. 24). Steuererhohungen
zuru cknehmen; kapitalgedeckte
landwirtschaftliche Unfall-
versicherung (S. 25f.).

“Wir haben die Trendwende in der
Landwirtschaftspolitik eingeleitet.
...Der okologische Landbau hat
hierbei eine Vorreiterrolle... Wir
wollen 20 Prozent O kolandbau in
zehn Jahren....Wir wollen auch die
Perspektiven der konventionellen
Landwirtschaft verbessern, sie
immer starker an den Zielen des
naturnahen Landbaus sowie der
artgerechten Tierhaltung ausrich-
ten und sie im Wettbewerb
starkenß (S. 26).

“Einer Renationalisie-
rung der Agrar- und
Strukturpolitik wird die
PDS gerade vor dem
Hintergrund der EU-
Erweiterung nicht zu-
stimmen.ß (S. 4). “Eine
lebensfahige Land- und
Forstwirtschaft ist ein
wichtiges Element in
unserer Vorstellung von
einem sozialokologi-
schen Umbaukonzeptß
(S. 6).
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“Privatisierung und Marktoffnung
werden der unternehmerischen
Initiative mehr Raum verschaffen.
Dies gilt insbesondere fu r den
Post- und Telekommunikations-,
den Verkehrs- und den Ver- und
Entsorgungsbereich.ß (S. 7). “Wir
verstehen Mittelstandspolitik
nicht als Schutz des Mittelstands
vor Wettbewerb ü  wohl aber als
tatkraftige Forderung seiner Leis-
tungsfahigkeit fu r den Wettbe-
werbß (S. 14).

“Eine wettbewerbsfahige und
nachhaltige Wirtschaft ist Grund-
lage fu r Wohlstand.ß Trotz dieser
Bedeutung wenig Konkretes zur
Wettbewerbspolitik: "Notwendig
bleibt weiter eine kluge Kombina-
tion aus  Angebots- und Nachfra-
gepolitik ... Wir wollen als fu hren-
de Handelsnation auch die welt-
weiten  Markte der Zukunft mit
hochwertigen Produkten beliefern.
... Damit leistet Deutschland sei-
nen Beitrag zum gemeinsamen
Ziel, die EU zum wettbewerbs-
fahigsten ... Wirtschaftsraum der
Welt zu machenß (S. 18f.).

Fu r “ein strenges Gesetz gegen
Wettbewerbsbeschrankungen, ge-
gen Kartelle, Monopole, abgestim-
mtes Verhalten und wettbewerbs-
beschrankende Fusionen. Wir treten
ein fu r einen starken Staat, der die
Wettbewerbsregeln durchsetzt und
weiterentwickelt.ß Liberalisierungen
bei Information, Kommunikation,
Strom, Wasser- und Abfallwirt-
schaft, Landesbanken privatisieren
und fu r Wettbewerb offnen, Kam-
merwesen... u berpru fen, Gesetz
gegen unlauteren Wettbewerb ent-
ru mpeln, Ladenschlussgesetz
ersatzlos streichen (S. 15f.).

Bei der “groÜ en  Chance fu r
Innovation und Arbeitsplatzeß
spielt nicht der Wettbewerb,
sondern der Klimaschutz eine
entscheidende Rolle (S. 11). Statt
“Wettbewerb als Entdeckungs-
verfahrenß mehr Vertrauen in
politisches Wissen und Weitsicht:
“Wir wollen die okologischen Pio-
niermarkte weiterhin besetzen
und okologische Produkte auf dem
Markt etablieren.ß (S. 13).

“GroÜ e Fehlentwicklun-
gen sind durch die
Privatisierung von Post
und Bahn entstanden. In
vielen Bereichen wurde
die Grundversorgung der
Bevolkerung aufgege-
ben, um die Unterneh-
mensziele an der Borse
auszurichten und profit-
trachtige neue Markte
zu erobern.ß “Lohndum-
ping ... durch veranderte
Vergabepraxisß  bekam-
pfen: “Vergabegesetzß
(S. 5).
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Wie bei vielen Themen: Was man
sonst kaum findet, findet man
unter “Im Osten was Neuesß:
“Schwerpunkte sind die verbesser-
te Anbindung der Regionen ..., die
Ertu chtigung des Schienennetzes
und eine verbesserte Verkehrsan-
bindung zu den EU-Beitrittslan-
dern. Dabei sollen alternative Fin-
anzierungsmodelle in die U berle-
gungen mit einbezogen werden. ...
Fu r die Kommunen ist eine Infra-
strukturpauschale einzufu hren.ß
(S. 26). “Finanzielle Hilfen zur For-
derung der Mobilitat sollen zu-
ru ckgefahren werden, um die
Abwanderung aus dem Osten zu
begrenzenß (S. 29).

“Mobil sein bedeutet fu r Men-
schen ein hohes MaÜ  an Freiheit
und Lebensqualitat... Ein 90-
Milliarden-Euro Investitionspro-
grammß: “Engpasse und Stau-
punkte auf den Autobahnen, auf
der Schiene und auf den Wasser-
wegen beseitigenß, “ den mariti-
men Standort...starken, “Schwer-
punkt `Ost§ im Bundesverkehrs-
wegeplanß, “modernste Spitzen-
technologien.... anschiebenß, “Ver-
netzung... optimierenß, “modernste
Bahntechnik wie z.B. Magnet-
schwebetechnik fordern.ß Bahnre-
form konsequent fortsetzen.  “Wir
wollen... dass der O PNV auch
ku nftig bezahlbar bleibtß (S. 35).

“Fu r die FDP ist Mobilitat ein Teil
der Freiheit. ... Liberale Verkehrs-
politik baut auf zwei Grundsatzen
auf. Zum einen wissen die Bu rger
selbst besser als der Staat, in wel-
cher Form sie mobil sein wollen.
Zum anderen sollte sich die Rolle
des Staates darauf beschranken, die
Infrastruktur zu gewahrleisten und
den Wettbewerb der Verkehrstrager
untereinander zu fordern.ß: Konse-
quente Anwendung des Verursa-
cherprinzips; “ so viel privates Ka-
pital wie moglichß. “Bei der Privati-
sierung ... keine neuen privaten Mo-
nopoleß; Trennung von Netz und
Betrieb, “Netzzugang auf der Schie-
ne diskriminierungsfreiß (S. 72ff.).

“Wir wollen das Mobilitatsbedu rf-
nis... umwelt- und fahrgastfreund-
lich gestalten...Gleichzeitig wird
der Verkehr einen entscheidenden
Beitrag zum Ressourcen- und Kli-
maschutz leisten mu ssenß... Fu r
“Kombination von Verkehrsver-
meidung, Verkehrsverlagerung...
sowie ... weniger schadliche An-
triebe fu r Autos und ... intelligente
Nutzung im Car Sharing.ß (S. 16).
“Bahnfahren muss billiger wer-
denß: halber Mehrwertsteuersatz
im Nah- und Fernverkehr. “Wir
wollen der Bahn Dampf machen
und die Struktur so verandern,
dass echter Wettbewerb... moglich
wirdß ... Einfu hrung der LKW-Maut
zur Verlagerung von Gu tertrans-
porten von der StraÜ e auf die
Bahn (S.17f.).

“Wir wollen eine Mobili-
tat, die von den Men-
schen als Bereicherung
ihrer Lebensqualitat ge-
nutzt werden kann... Mit
einer anderen Verkehrs-
politik... zu warten ... ist
beschaftigungspolitisch
falsch und gegenu ber
der gesellschaftlichen
Zukunft verantwor-
tungslos.ß: LKW-Maut;
“Ausbau regional att-
raktiver Schienenwege
und... Wasserwegeß;
verstarkten Einsatz ...
umweltvertraglicher
Flugzeugeß, Kerosin-
steuer, schrittweise Ver-
minderung des Regio-
nalflugverkehrsß (S. 5f.).
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“Der Schutz der natu rlichen Le-
bensgrundlagen und die Bewah-
rung der Schopfung sind Kernan-
liegenß. Umweltrecht in “Umwelt-
gesetzbuchß,  um es “fu r Mittel-
stand und Landwirtschaft prakti-
kabler zu machen.ß “Kreislauf-
wirtschaft weiterentwickelnß,
Verpackungsverordnung fort-
schreiben, “ Daseinsvorsorgeß:
Liberalisierung der Wasserversor-
gungß abgelehnt (S. 57f.).

“Unsere Vision ist eine Steigerung
der Effizienz von Energien und
Rohstoffen um den `Faktor 4§,
“O kologie und Nachhaltigkeit sind
Langfrist-O konomieß, Hierarchie:
“Vermeiden ü  verwerten ü  beseiti-
gen.ß “WettbewerbsmaÜ ige Losun-
gen ... sind zuzulassen und zu
fordern.ß “ Wir lehnen die Liberali-
sierung der Wasserversorgung
ab.ß: “eine Strategie zur Moderni-
sierung... entwickelnß (S. 36f.).

“Fu r effizienten Umweltschutz sind
moderne marktwirtschaftliche Me-
chanismen zielfu hrend und nicht
bu rokratisch-dirigistische Verfahren
...Soziale Marktwirtschaft ist oko-
logisch ... Aus Klimaschutzgru nden
ist der Abschied von der Kernener-
gie der falsche Weg ... Akzeptanz
erneuerbarer Energien starken. “Die
FDP will die Abfallwirtschaft ... in ...
wettbewerbliche Strukturen u ber-
fu hrenß (S. 26ff.).

“Wir verbinden O kologie, Selbst-
bestimmung, erweiterte Gerech-
tigkeit und lebendige Demokratie.ß
(S. 7). “O kologie schafft... Arbeits-
platze.ß Kyoto-Protokoll-Ziele:
“Nur mit einer Politik, die uns
systematisch von Kohle und O l
unabhangig macht und aus der
Atomkraft aussteigt, erreichen wir
diese Klimaschutzziele.ß (S. 12).
“Alle erneuerbaren Energien... sol-
len gefordert werdenß (S. 14).

“Anstatt u ber mindes-
tens zwei weitere Jahr-
zehnte an der unverant-
wortbaren Atomenergie-
nutzung festzuhaltenß:
“den Betrieb der deut-
schen Atomanlagen
schnellstmoglich... ein-
zustellen... Forderung
und Nutzung der rege-
nerativen Energietra-
ger.ß Klimaschutz (S. 5).
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Bisherige Orientierung an
schnellstmoglicher Angleichung
der Lebens- und Wirtschafts-
verhaltnisse im Westen kann nicht
mehr der alleinige MaÜ stab sein.
- kreative Neuausrichtung auf die
Forderung neuer Unternehmen,
Beispiele Sachsen und Thu ringen
- Innovationsforderung soll
Forschungs- und Entwicklungs-
potentiale in Unternehmen
starken und diese mit den
Hochschulen vernetzen.
- Infrastruktur muss weiter
ausgebaut werden, insbesondere
Verkehrsprojekte Deutsche Einheit
- Mehr regionale Eigenstandigkeit
bei der Wirtschaftsforderung,
Konzentration auf “Wachstums-
poleß, zeitlich befristete
Experimentierklauseln in
Bundesgesetzen.
- Ziel der Beschaftigungspolitik
muss der erste Arbeitsmarkt sein.
- Abwanderung soll nicht mehr so
stark staatlich gefordert werden.
- Produktivitatsfortschritte sollen
als Lohnangleichungen an die
Beschaftigten weitergegeben
werden.
- Interessen der ostdeutschen
Landwirtschaft mit ihren groÜ en
Betrieben sind in der Agrarpolitik
besonders zu wu rdigen.

“Es ist unser vorrangiges Ziel, den
Strukturwandel zugunsten einer
modernen und wettbewerbs-
fahigen Wirtschaftsstruktur als
Grundlage fu r eine nachhaltige
okonomische Entwicklung der
ostdeutschen Lander zu starken.ß
(S. 39)
- Solidarpakt hat sichere Basis fu r
den Aufbau Ost bis 2019
geschaffen.
- Besonderer Schwerpunkt:
Forschungseinrichtungen als
Keimzellen der Innovation.
- Wachstumszentren sollen
besonders gefordert werden.
- Die Infrastruktur muss weiter
ausgebaut werden, besonders im
Bereich des Verkehrs
(Verkehrsprojekte Deutsche
Einheit)
- Die Zielgenauigkeit der aktiven
Arbeitsmarktpolitik soll erhoht
werden, Vermittlung in den ersten
Arbeitsmarkt muss im Mittelpunkt
stehen.
- Im Agrarbereich sollen die
Altschulden entsprechend der
wirtschaftlichen
Leistungsfahigkeit abgelost
werden.

“Die FDP wird eine “Offensive fu r
Zukunftsinvestitionen in den neuen
Bundeslandernß beginnen ...ß (S. 20)
- vor allem sollen Rahmen-
bedingungen und wirtschaftsnahe
Infrastruktur verbessert werden.
- Bei der Vergabe von Fordermitteln
muss zunehmend differenziert
werden, Mitnahmeeffekte und
Subventionsmentalitat mu ssen
vermieden werden.
- Niveau der Verkehrsinfrastruktur-
investitionen muss steigen.
- Investitionsforderung muss auf
hohem Niveau weitergefu hrt
werden, damit in Ostdeutschland
ein Kapitalstock entsteht.
- Konzentration auf die
Wachstumszentren mit Forderung
“Abstrahleffekteß auf weniger
entwickelte Gebiete
- Bei Forschung und Entwicklung
muss der Ru ckstand zu den
Westlichen Bundeslandern
verringert werden.
- Die Unternehmensfinanzierung
muss wettbewerbskonform
erleichtert werden, dazu sind auch
Angebote der offentlichen
Forderbanken notwendig.
- Die aktive Arbeitsmarktpolitik ist
,mittelfristig zuru ckzufu hren,
insbesondere darf sie keine unfaire
Konkurrenz fu r den Mittelstand
schaffen.

“Wir setzen auf ein selbst-
bewusstes Ostdeutschland. Wir
setzen auf gesamtdeutsche
Gerechtigkeit ü  und wollen
deshalb den sozialen Abstand
zwischen Ost und West weiter
verringern.ß (S.56)
- Fordermittel sollen verstarkt fu r
die Entwicklung industrieller und
wirtschaftlicher Kerne eingesetzt
werden.
- Fu r Ostdeutschland soll die
boomende Umweltbranche
genutzt werden, es soll Vorreiter
bei okologischen Zukunfts-
technologien werden.
- dazu wird eine neue
“Innovationszulageß geschaffen.
- Innovative Produkte und
Technologietransfer zwischen
Forschungseinrichtungen und
Unternehmen soll besonders
gefordert werden.
- kulturelle Angebote fu r die
Jugend und Jugendsozialarbeit
werden gestarkt
- Chancen der Osterweiterung:
Ostdeutschland wird zu einer
Verbindungsregion im Zentrum
Europas.

“Ostdeutschland braucht
einen neuen Aufbruch! Eine
Perspektive, die im Osten
und im Westen tragt und
die von in Ostdeutschland
lebenden Menschen
verwirklicht wird.ß (S. 7)
- Ostdeutschland soll als
europaische Region selb-
standig lebensfahig werden,
Alimentierungen nach 2002
sollen so u berflu ssig
werden.
- Entscheidende Basis fu r
den Aufschwung:
Unternehmensentwicklung
- Forderung besonders von
kleinen und mittleren
Unternehmen und von
Netzwerken
- Konzentration der
Fordermittel auf Innovation
und einzelne Schwerpunkte
- Angleichung der
Lebensverhaltnisse ist
vorrangig: Lohnan-
gleichung, Regelung der
Altschuldenproblematik
- Abschaffung des
“Rentenunrechtsß
-Aber: Das Denken und
Handeln im Ost-West-
Muster muss u berwunden
werden.
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Anlehnung an FDP im Anspruch:
“einfacher, niedriger und gerech-

t terß (S.4). “so vereinfachen, dass
 alle Bu rger ihre Steuererklarung
 wieder selbst erstellen konnen. Ein
 einfaches Steuersystem ist grund-
 satzlich auch ein gerechtes
 Steuersystemß (S. 8):
 Linear-progressiver Tarif , “mittel-
 fristig und schrittweiseß Eingangs-
 steuersatz auf 15%, Spitzensatz
 “auf unter 40%ß (S. 8).
 Zur rot-gru nen Diskriminierung
 von Personengesellschaften: “Wir
 werden diese Benachteiligung ...
 durch Verbesserungen bei der Ein-
 kommensteuer beseitigen. Die
 Steuerfreiheit fu r Beteiligungs-
 VerauÜ erungen wird ... einer U ber-
 Pru fung unterzogenß (S. 9).
 “Am Ehegatten-Splitting halten
 wir festß (S. 8).

Dreistufige Steuerreform mit
nachsten Entlastungsstufen 2003
und 2005:  Tarif linear-progressiv,
Eingangssteuersatz von 25,9 auf
15% (2005) senken, Spitzensteu-
ersatz von 53% auf 42% (2005).
Die Diskriminierung der Personen-
gesellschaften erscheint so: “Die
Kapitalgesellschaften in Deutsch-
land haben endlich ein auch inter-
national konkurrenzfahiges
Steuersystem erhaltenß (S. 23).
Bei Kapitalertragen vage, aber
mit Duftnote:“Die Besteuerung...
muss europaweit vereinheitlicht
und unfairer Steuerwettbewerb
wirksam unterbunden werdenß
(S. 23). “Mit der Bekampfung von
...internationalem Steuerdumping
leisten wir auch ku nftig einen
Beitrag zur Herstellung von mehr
Steuergerechtigkeitß (S. 24).

Stufentarif fu r alle: fu r Arbeitneh-
mer, Selbstandige und Betriebe:
Einkommensteile bis 7.500 Eur  0%
     “     von 7.501 ü  15.000  “   15%
     “   von 15.001 ü  40.000  “   25%
     “    ab  40.001                “   35%
Rechtsformneutral: Dieselbe Steuer
fu r Gewinne von Personenunter-
nehmen und Kapitalgesellschaften,
Ausschu ttungen: 35%.
Einfache Steuer: Fu r Otto-Normal-
Steuerzahler reicht 1 Seite fu r
Lohnsteuerkarte/vereinfachte
Einkommensteuererklarung.
Netto-Entlastung von 26,6 Mrd.
Eur wird durch Wegfall und lineare
Ku rzung (“Rasenmaherß) von Sub-
ventionen und Bundes-Zuwendun-
gen, Privatisierung usw. finanziert:
U berschuss von 9,58 Mrd. Eur (be-
rechnet fu r 2005; Grundlage: BMF).
Zinsabgeltungsteuer von 25%.

Hauptanspruch: “Unsere Vorstel-
lung von Gerechtigkeit geht wei-
ter als die der anderen Parteien.ß
(S. 29).
Steuerreform wie SPD bis 2005.
Vage, aber tendenzios bei Besteu-
erung von Kapitalertragen:
“Steuerhinterziehung auch bei
Kapitaleinkommen und grenz-
u berschreitend eindammen.ß
(S.36).
Entlastung bei Einkommensteuer
zur Vorbereitung der Wiedererhe-
bung der Vermogensteuer (S. 37).

Kritik an rot-gru ner
Steuerreform: “Steuer-
geschenke an Banken,
GroÜ unternehmen und
Spitzenverdienerß (S.3).
PDS will “leistungsge-
rechten Einkommen-
steuertarifß, “gewinn-
abhangig steigende Kor-
perschaftsteuersatzeß
“Abschaffung des
Ehegattensplittingsß
“bei Ausgleich von Ein-
kommensverlusten fu r
untere und mittlere Ein-
kommensgruppenß,
“sachgerechte Besteue-
rung von Gewinnen aus
der VerauÜ erung von
Unternehmensanteilenß.
“Mindestbesteuerung
fu r Gewinne und andere
Einkommenß (S. 7).
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Gewerbesteuerumlage auf Niveau
vor rot-gru ner Steuerreform
zuru ck fu hren (S. 9).

“Revitalisierungß der Gewerbe-
steuer?: “Die Gemeinden brauchen
eine verfassungskonforme, wirt-
schaftskraftbezogene Steuerquelle
mit eigenem Hebesatzrecht. Damit
lasst sich eine gerechte Verteilung
der Gemeindesteuerlasten zwi-
schen GroÜ unternehmen, Mittel-
stand und Wohnbevolkerung
erreichenß (S. 43).

Gleichbehandlung aller Einkunft-
arten bei der Einkommensteuer
setzt den Wegfall der Gewerbe-
steuer voraus. Also umfassende
Reform der Gemeindefinanzen:
eigenes Hebesatzrecht fu r Zuschlag
auf neue Einkommensteuer, hoherer
Anteil an der Umsatzsteuer.

Keine konkreten Aussagen im
Steuerteil.

Nur generell: “eine
Politik, die im Verhaltnis
des Bundes zu den Lan-
dern und der Lander zu
den Kommunen den so-
lidarischen Foderalismus
starktß (S. 7).
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Rot-gru ne O kosteuer im nationa-
len Alleingang = “ßwirtschaftlich
verfehlt, okologisch kontraproduk-
tiv und sozial ungerechtß. Warum
soll nur ihre Erhohung fu r 2003
verhindert werden. Warum erst
“mittelfristigß ersetzen “durch eine
aufkommens- und wettbewerbs-
neutrale, europaweit abgestimm-
te, harmonisierte und schadstoff-
bezogene Abgabeß?(S. 9).

Wie Radio Eriwan: “Das Prinzip
der okologischen Steuerreform ist
und bleibt richtig. Die Lohnneben-
kosten (Rentenversicherung) wer-
den verringert, Energieverbrauch
und Umweltbelastung gedrosselt.ß
Aber als Wahlkampf-Bonbon: “Die
letzte Stufe wird zum 1.1.2003 in
Kraft treten. Danach wird es keine
weitere Anhebung geben. Wir
werden auf die Beibehaltung von
Ausnahmetatbestanden fu r ener-
gieintensive Unternehmen hinwir-
ken (S. 23).

“Die Steuererhohungen mit dem
Etikett O kosteuer sind unsozial und
ungerecht. Sie mu ssen ru ckgangig
gemacht werden. Sie haben weder
positive Umwelteffekte erzielt noch
die Lohnnebenkosten gesenktß(S.5).

“Und wir wollen die O kosteuer zu
einer okologischen Finanzreform
weiterentwickeln. Auch in der
nachsten Legislaturperiode halten
wir an der Aufkommensneutrali-
tat der okologischen Finanzreform
fest. Jeder eingenommene Euro
flieÜ t durch niedrigere Lohnne-
benkosten, den Ausgleich sozialer
Harten oder durch die Forderung
von umweltbewuÜ tem Verhalten
wieder an die Bu rger zuru ckß
()S. 37).

“Mehr soziale Steuer-
gerechtigkeitß soll u.a.
erreicht werden durch:
“die Ersetzung der so
genannten O kosteuer
durch eine Primarener-
giesteuer, deren Einah-
men... fu r den Ausbau
und die Finanzierung
des offentlichen Perso-
nennahverkehrs und ein
okologisches Investitio-
nsprogramm eingesetzt
werdenß (S. 6f.).
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“Die Vermogensteuer werden wir
aus Gru nden der Rechtssicherheit
streichen und die teilweise gefor-
derte Wiedereinfu hrung verhin-
dernß (S. 9).

 “Der Staat muss sicherstellen,
dass jeder einen seiner Leistungs-
fahigkeit entsprechenden Beitrag
im Rahmen einer gerechten und
sinnvollen Besteuerung des Ein-
kommens aus Arbeit und Vermo-
gen leistet.ß (S.23). Der Bezug zum
BverfG im Antrag des BuVo fehlt.

“Die bisher nur ausgesetzte
Vermogensteuer wird endgu ltig
abgeschafftß (S. 6).

“Wir wollen mehr Gerechtigkeit
bei der Vermogensbesteuerung.
Fu r eine verfassungskonforme
Vermogensteuer mu ssen die
Voraussetzungen geschaffen wer-
den.ß (S. 37; siehe auch Erbschaft-
steuer).

“Mehr soziale Steuer-
gerechtigkeitß soll u.a.
erreicht werden durch:
“ßeine Abgaben- und
Steuerreform, die eine
hohere Beteiligung von
groÜ en Vermogen ...
sichertß ( S. 6f.).
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“Eine Erhohung der Erbschaft- und
Schenkungsteuer lehnen wir abß
(S. 9).

Wie bei Vermogensteuer:
Niemand wird durch konkrete
Aussagen verschreckt. Die werden
z.B. der IG Metall u berlassen.

“Die Erbschaftsteuer auf Betriebs-
vermogen wird entsprechend dem
britischen Modell neu geregelt.ß:
Fu r Unternehmernachfolge 10 Jahre
Stundung; bei Fortfu hrung des Be-
triebes durch Erben Erlass um ein
Zehntel der Steuer p.a. (S. 6).

“Die vom Bundesverfassungsge-
richt beanstandete unterschied-
liche Behandlung der verschiede-
nen Vermogensarten wollen wir
durch eine Reform der Erbschaft-
und Schenkungssteuer korrigie-
renß (S.37) “Halbteilungsprinzipß?

“hohere Beteiligung
...von groÜ en Erbschaf-
tenß:.Wie bei Vermogen,
auch mit Begrenzung:
Steuerfreiheit “des u bli-
cherweise selbstgenutz-
ten Wohneigentumsß
(S.7).
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Flachentarif erhalten; nur allg.:
- ß tarifrechtliche Flankierung

zur Erweiterung des Spiel-
raums fu r betriebliche Bu nd-
nisse fu r Arbeit.ß

- “Neben Lohn und Arbeiszeit
mu ssen auch die Beschafti-
gungsaussichten in den Gu n-
stigkeitsvergleich einbezogen
werden.ß, aber:

- “Den Tarifparteien muss zur
Sicherung der Tarifautonomie
ein begru ndetes Einspruchs-
recht bleibenß (S. 12).

(Kommentar NZZ vom 18.6.02:
“Die Unionsparteien mochten im
Schlafwagen an die Machtß. )

Flachentarifvertrage nicht
verandern. Denn:
- “Sie ermoglichen bei Bedarf

flexible Losungenß.
- “Sie konnen gezielt und

verstarkt auch betriebliche
Aspekte beru cksichtigen.ß

- Aber sibyllinisch direkt
anschlieÜ end: “Notwendige
Reformen werden wir auch
weiterhin im Bu ndnis fu r
Arbeit ... mit den Sozial-
partnern abstimmenß (S.27).

- Der Flachentarifvertrag legt nur
Bandbreiten fu r Arbeitsentgelt
und Arbeitszeit fest; Unterneh-
men und Belegschaft vereinba-
ren im Sinne von Ä4 Abs.5 TVG.

- Auslegung des TVG am Ziel “Be-
schaftigungß orientieren: in Ä1
festschreiben;  Gu nstigkeits-
prinzip in Ä4 Abs.3 so andern,
dass geringerer Lohn/langere
Arbeitszeit gu nstiger, falls da-
durch sicherere  Arbeitsplatze.

- Sperrwirkung des Ä 77 Abs. 3
BetrVerfG zugunsten betrieb-
licher Vereinbarungen andern.

- Allgemeinverbindlichkeits-
erklarung (Ä5 TVG) abschaffen,
Nachwirkung begrenzen.

Tariftreueregelungen abgelehnt
(S. 6ff.).

Keine  Aussagen zum Tarifver-
tragsrecht: Die Gru nen setzen auf
“gerechte Um- und Neuverteilung
der gesellschaftlichen Arbeitß
(S. 32) und mehr Arbeit durch:
“O kologie schafft wirtschaftliche
Dynamik und Arbeitsplatze.ß (S.31)
Oder witzig gegen Rot: “Bru der,
durch Sonne zur Arbeit!ß (S.29)

Tarifvertragsgesetz so
reformieren:
- “Allgemeinverbind-

lichkeit von Tarif-
vertragen erleich-
ternß.

- “Vorrang des Tarif-
vertrages vor be-
trieblichen Verein-
barungen sichern.ß

- “Verbandsklagerecht
der Gewerkschaften
verankernß.

Betriebsverfassungsges.
fu r Demokratisierung
der Arbeitswelt reform-
ieren. “Antistreikpara-
grafen beseitigenß
(S. 4).
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Nur fu r altere Arbeitnehmer u ber
55 Optionsrecht: Rechte aus  Ä 1
Ku SchG (Ku ndigungsschutzklage)
oder Vereinbarung einer Abfin-
dung fu r den Fall der Ku ndigung.
Pru fung zugesagt, “ob durch eine
U bertragung des Optionsmodells
auf Langzeitarbeitslose auch fu r
diese zusatzliche Chancen am
Arbeitsmarkt entstehenß (S. 12.)

Halbierung des Schwellenwertes
beim Ku ndigungsschutz auf
5 Beschaftigte seit 1.1.99 wird
beibehalten.

Lockerung des ges. Ku ndigungs-
schutzes durch Optionsrecht:
Rechte aus Ä1 Ku SchG oder festge-
schriebene Abfindung oder Weiter-
qualifizierung fu r Ku ndigungsfall.
Schwellenwerte fu r Ku SchG: Fu r
Betriebe ab 20 Beschaftigte; erst ab
2 Jahren nach Beginn des Arbeits-
verhaltnisses. Sozialauswahl nur
nach Kriterien Alter, Dauer der Zu-
gehorigkeit, Unterhaltsverpfl. (S. 7).

Keine direkte Aussage zum Ku n-
digungsschutz, aber  Bekenntnis
zur bisherigen Reglementierung
des Arbeitsmarktes: “wir werden
weiter auf einer gerechten Reform
des Arbeitsmarktes beharren.ß Der
kalten Politik des neoliberalen
Ellenbogens sowie der Reform-
verweigerung schwarz-roter
Strukturkonservativer steht unsere
Politik ... gegenu berß (S.30).

Keine explizite Aussage
zum Ku ndigungsschutz,
aber die Kritik an der
rot-gru nen Regierung
lasst erwarten, dass der
PDS die rot-gru nen
Reglementierungen
nicht weit genug gehen
(s. Flachentarif, Arbeits-
recht oben).
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U bervorsichtig: “Wir brauchen ei-
ne neue Balance zwischen Flexibi-
litat und Sicherheit. Dazu gehort,
dass wir eine flexiblere Personal-
politik durch verbesserte Rahmen-
bedingungen fu r Zeitarbeit und
die vertragliche Befristung von
Arbeitsverhaltnissen ermoglichen.ß
Dafu r aber klar: ßDen generellen
Rechtsanspruch auf Teilzeit wer-
den wir abschaffen und ihn auf
Zeiten der Kindererziehung und
Pflege begrenzenß (S. 12). Statt
rot-gru ner 325 Euro-Jobs: Anheb-
ung auf 400 Euro, pauschale
Steuerpflicht von 20% ohne Sozi-
alversicherungsbeitrage (S. 11).

Ein klares Jein zur Flexibilitat:ßIn
der Nutzung flexibler Arbeitszeit-
gestaltung liegt ein groÜ es Be-
schaftigungspotentialß. “Wir wol-
len eine flexiblere Verteilung der
Lebensarbeitszeit in Form von Ar-
beitszeitkonten.ß Erganzung der
Regelarbeit durch “befristete Ar-
beitsverhaltnisse, Teilzeitarbeit,
Werkvertrage, Zeitarbeit, Telear-
beit oder Jobrotation.ß
Aber: “Flexibilitat darf nicht zu-
lasten sozialer Sicherheit gehen.ß
U berstunden notfalls per Gesetz
beschranken: “Vorrangig die Tarif-
parteien mu ssen sich um klare
Vereinbarungen zu ihrer sinn-
vollen Begrenzung bemu hen.ß

U bertragbarkeit der Arbeitszeit auf
andere Wochen-, Jahres- und
Lebensarbeitszeit; generelle
Zulassung von Samstagarbeit;
Zeitarbeit auch f. d.  Baubereich,
Verlangerung zulassiger
Arbeitnehmeru berlassung auf 36
Monate; befristete Arbeitsvertrage:
auf 4 J. ausdehnen, Verbot wieder-
holten Abschlusses und scharfere
Tarifbindung im 2. Jahr abschaffen;
geringfu gige Jobs unbu rokratisch
und ausdehnen auf 630 Euro-Jobs
mit 15% Pauschalbesteuerung.
Rechtsanspruch auf Teilzeit zuru ck-
nehmen (S. 8; bereits in WP `94,
(S. 21; WP`98, S. 16 f.).

“Vorrang hat fu r uns eine flexible
und sozialvertrragliche Arbeits-
zeitpolitikß. Rechtsanspruch auf
Teilzeit beibehalten + “Lebensan-
spruch auf regelmaÜ ige arbeits-
freie Zeitß. “....Teilzeitarbeit for-
dern, indem wir Altersteilzeit zu
einem fu nfjahrigen, altersunab-
hangigen Forderanspruch fu r alle
umwandelnß. “Notwendig ist... die
praktische Anwendung von Job-
rotation, Jobsharing und Lebens-
arbeitszeitkonten.ß “Gerechte Um-
und Neuverteilung der gesell-
schaftlichen  Arbeitß (S. 31f.).

“Abbau von Sonn- und
Feiertagsarbeit; Ein-
schrankung des Mehr-
schichtbetriebes und der
Nachtarbeitß (Programm
der PDS “aktualisiertß,
(4.5., S. 1). Generelle
“Verringerung der regel-
maÜ igen Arbeitszeit bei
vollem Lohn- und Ge-
haltsausgleichß; “U ber-
stundenabbau mit
Begrenzung der gesetz-
lichen Hochstarbeitszeit
auf 40 Stundenß
(Wahlprogramm, S. 4).
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“Das Gesetz gegen die sogenannte
“Scheinselbstandigkeitß werden
wir aufhebenß (S. 10). Ahnlich wie
FDP-WP`98: “In den Schulen und
Hochschulen und in der berufli-
chen Bildung mu ssen die Bereit-
schaft zu Engagement und Ver-
antwortung, zu Risiko und Kreati-
vitat als zentrale Bildungsziele
verankert werdenß (S. 15).

“Wir haben den Missbrauch der ...
Scheinselbstandigkeit zuru ckge-
fu hrt,ß (S.27). Fast wortliche U ber-
nahme aus FDP-WP `98: “.Und wir
verbessern die Rahmenbedingun-
gen fu r Existenzgru nder und star-
ken so die Kultur der Selbstandig-
keit....Eine schlechte Zahlungsmo-
ralß gefahrdet Selbstandigkeit.ß
Forderung konzentrieren (S. 20).

Gesetz zur sogenannten Scheinselb-
standigkeit abschaffen (S. 20);
schon im WP `98: Bildung und
Ausbildung mu ssen neue Kultur der
Selbstan-digkeit fordern,
Forderangebot fu r Existenzgru nder
straffen; Eigenver-antwortung und
Risikobereitschaft fordern. Anreize
fu r Wagniskapital; Verbesserung der
Zahlungsmoral (WP `98,S. 19f.).

Gesetz zur sogenannten Schein-
selbstandigkeit offenbar beibehal-
ten, da der eigene Reformbeitrag
allgemein gelobt, das Thema spe-
ziell nicht angesprochen wird. An
FDP-WP`98 angelehnt: “Wir wol-
len ...die Kultur der Selbstandig-
keit starken.ß Anreize fu r Risiko-
und Beteiligungskapital (S. 37f.).

Begru ndet mit Diskrimi-
nierung von Frauen:
“Wir werden deshalb
parlamentarische Initia-
tiven ergreifen, um
Scheinselbstandigkeit
abzubauenß
(Wahlprogramm, S. 5.).



Flexibler Arbeitsmarkt: mehr Arbeitsplatze

               CDU/CSU                             SPD                                    FDP                    Bu ndnis 90/Die Gru nen              PDS

10

Ge
rin

gq
ua

lif
iz

ie
rt

e

Geringere Sozialversicherungsbei-
trage fu r alle Arbeitnehmer mit
Einkommen von 401- 800 Euro +
mehr als 20 Wochenstunden, also
nicht nur fu r Langzeitarbeitslose
und Sozialhilfeempfanger; speziel-
ler “Aufstockungsbetragß, wenn
dennoch “deren Nettolohn bisher
bezogene soziale Leistungen nicht
erreichtß (S.11): Grundgedanke
wie bei Bu rgergeld, aber Transfer
und Versicherung wie bei SPD und
Gru nen vermischt. Von FDP u ber-
nommen: Zusammenlegung von
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe,
Gegenleistungsprinzip (“Kultur des
Forderns und Fordernsß) (S. 13);
private Haushalte als Arbeitgeber,
aber konkreter Weg fehlt (S. 11).

Nach Erprobung bundesweite Ein-
fu hrung des “Mainzer Modellsß:
bei Einkommen von 325-800 Euro
Kindergeldzuschlage und Zuschu s-
se zur Sozialversicherung, als u ber
Vermischung von Transfer- und
Versicherungsbereich.
Verzahnung von Arbeitslosenhilfe
und Sozialhilfe von FDP kopiert.
Aber generell: “keine Absenkung
der zuku nftigen Leistungen auf
Sozialhilfeniveau.ß (S. 24f.). Dabei
keine Aussagen zu flexiblen, pro-
duktivitatsgerechten Marktlohnen
(auÜ er beim Jein zur “Lohnanpas-
sungß gemaÜ  “Produktivitatß in
Ostdeutschland (S. 40f.)).

Bu rgergeld-Anreize, damit sich ein-
fache Arbeit lohnt: progressive Teil-
Anrechnung des Erwerbseinkom-
mens auf Sozialleistungen, Einstieg
in die Integration der steuerfinan-
zierten Sozialleistungen durch Ver-
zahnung von Arbeitslosenhilfe und
Sozialhilfe, Pauschalierung von Lei-
stungen, Einstiegsgeld. Gegenleis-
tungsprinzip:  Bereitschaft, zumut-
bare Arbeit anzunehmen + Quali-
fizierung; dabei Beweislastumkehr:
Transfer-Empfanger muss beweisen,
warum er zumutbare Arbeit nicht
leisten kann; der Staat muss u ber
“Fallmanagerß  geeignete Stellen
anbieten. Schon im WP`94: private
Haushalte als Arbeitgeber: “Kosten
steuerlich geltendß machen (S. 22).

Nur Anspruch von FDP kopiert:
“Wir wollen Bru cken in den ersten
Arbeitsmarkt schlagenß. Aber
nebuloser Weg: ßStatt einer
flachendeckenden Subventio-
nierung des Niedriglohnbereichs
wollen wir die Sozialabgaben so
gestalten, dass die... Teilzeitmauer
u berwunden wird.ß Also Vermi-
schung von Versicherungs- und
Transferbereich durch Zuschu sse
zu den Versicherungsbeitragen.
AuÜ erdem: Bru cken-Konzept iso-
liert von “sozialer Grundsiche-
rungß) mit Zusammenfassung von
“Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfeß
(S.34). “Fordern und Fordernß,
aber: “Verscharfung von Sanktio-
nenß lehnen wir abß (S. 31).

“Statt pauschal niedrige
Lohne zu subventionie-
ren, treten wir dafu r ein,
gezielt soziale Dienste,
die wie Pflege- und Be-
treuungsdienste in Zu-
kunft mehr gebraucht
werden, offentlich zu
subventionierenß (S.4).
Objekt- oder Subjekt-
Subvention?
Gegen betriebsnahe,
flexible Marktlohne:
“Lohndumping muss
aber auch durch eine
veranderte Vergabe-
praxis der offentlichen
Haushalte bekampft
werdenß (S. 5).
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Wenig konkrete Aussagen zur BA-
Reform.: BA dezentralisieren und
straffen, Vermittlung reformieren.
In den Arbeitsamtern werde “die
Kernaufgabe Arbeitsvermittlung
gestarkt und auch durch mehr
Wettbewerb mit privaten Anbie-
tern die Vermittlungsleistung ver-
bessert.ß Unklar zu ABM (S. 13f.).

Verweis auf Hartz-Kommission,
ansonsten vage: “Die Bundesan-
stalt fu r Arbeit und insbesondere
die Arbeitsvermittlung werden
grundlegend reformiert und
modernisiert.ß Wie? Wann?

10 Landesarbeitsamter abschaffen,
BA-Umwandlung in “reine Versiche-
rungsanstaltß, Privatisierung und
Vermittlungsgutscheine mit markt-
u blichen Preisen; Arbeitsmarktpoli-
tik nachgeordneter Bundesbehorde
u bertragen.
Arbeitslosenvers. nach Versiche-
rungsprinzip; regelmaÜ ig
Arbeitsgeld befristet auf 12
Monate, fu r altere Arbeitnehmer
“angemessene Ru ck-fu hrung der
Bezugsdauerß pru fen; Pflicht fu r
Arbeitslose, laufenden Kontakt zum
Arbeitsamt zu halten.
Straffung der ABM.

Wenig konkret: “auf einer gerech-
ten Reform des Arbeitsmarktes
beharrenß (S. 30), “durch Struktur-
reformen der Arbeitslosenversi-
cherungß Beitrage senken (S. 39).
ABM “und andere MaÜ nahmen
aktiver Arbeitsmarktpolitik sind
besonders in Ostdeutschland wei-
terhin notwendigß (S. 31).

“eine einkommens- und
gewinnabhangige
 Arbeitsmarktabgabe zur
Finanzierung aktiver
Arbeitsmarktpolitik (4.5.,
1). “Fonds fu r regionale
Gemeinschaftsaufgaben
ß fu r Teile von “ABM und
SAMß- Forderung (S. 4).
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  Wir treten fu r ein freiheitliches
Gesundheitssystem ein. Das heiÜ t:
... freie Arztwahl statt Staatsmedi-
zin, Therapiefreiheit statt Listen-
medizin, Wettbewerb statt Ein-
heitsversorgungß. Rot-gru ner “Irr-
weg in die Zwei-Klassen-Medizinß
- durch “unsinnige Experimente,
Budgetierung und Dirigismusß  -
“muss beendet werden.ß (S. 42):

 Die Versicherten sollen ku nftig
eine groÜ ere Wahlfreiheit u ber
den Umfang ihres Versicherungs-
schutzes erhalten: ... selbst ent-
scheiden konnen, ob... Versor-
gungsumfang beibehalten, ... zu-
satzliche Leistungen erhalten oder
bei gleichzeitiger BeitragsermaÜ i-
gung Leistungen abwahlen oder
Selbstbehalt u bernehmenß, “freie
Arzt- und Krankenhauswahl ...
bleibt unangetastet.ß Mehr Ver-
antwortung der Kassen fu r ihr
Angebot, “etwa fu r unterschiedli-
che Selbstbehalte und Mehrleis-
tungenß. “Alle Budgetierungen bei
den Leistungserbringern werden
abgeschafft.ß “Wahlmoglichkeit
zwischen Sachleistungs- und
Kostenerstattungsprinzipß, Trans-
parenz durch “Patientenquittungß
u ber Leistungen. Bundesweiter
Risikostrukturausgleich (S. 43 f.).

“Das Prinzip der solidarischen
Ausrichtung des Gesundheitswe-
sens bleibt richtig ... ebenso die
paritatische Finanzierung durch
Arbeitnehmer und Arbeitgeberß (S.
54). “Wer im Gesundheitswesen
die Solidaritat erhalten und die
Qualitat starken will, muss zu mu-
tigen Reformen bereit sein. Dazu
ist es unverzichtbar, die solidari-
sche Wettbewerbsordnung im Ge-
sundheitswesen auszubauen und
die Transparenz zu verbessernß
(S.53f):ßUmfassender Versiche-
rungschutz fu r alle, ein vom Ein-
kommen unabhangiger Leistungs-
anspruch, die strikte Orientierung
am medizinisch Notwendigen,
Versorgung ohne Wartelisten.
Diese Vorzu ge werden wir erhal-
ten. Deshalb lehnen wir die Auf-
teilung der Leistungen in Grund-
und Wahlleistungen ab. Eine
Zwei-Klassen-Medizin wird es mit
uns nicht geben. ... Der Leistungs-
katalog der gesetzlichen Kranken-
versicherung bleibt einheitlich
und gemeinsam fu r alle Kranken-
kassen und umfasst das medizi-
nisch Notwendige.ß ... Freie Arzt-
wahl bleibt erhalten. “Wir regeln
die Versorgung mit Arzneimit-
telnß; Vertrieb und Preisbildung
werden liberalisiertß(S. 54f.).

Zur Sozialen Marktwirtschaft ge-
hort ein Sozialsystem, “das seinem
Charakter nach subsidiar istß. (S.11):
“Zwangsbeitrage auf Kernleistungen
beschranken und Wahlmoglichkei-
ten und Gestaltungsspielraume... er-
offnenß (S.13). Selbstbehalte und
Selbstbeteiligungen, Kostentranspa-
renz durch einkommensteuerneu-
trale Auszahlung des Arbeitgeber-
beitrags; Zuschu sse fu r Einkom-
mensschwache, versicherungsfrem-
de Leistungen aus Bundeshaushalt.
Pravention: “fru hzeitig in Kinder-
garten und Schulenß, Fru herken-
nung, Bonussysteme, reduzierter
Mehrwersteuersatz fu r Arzneimittel.
(S.13). Wettbewerb der Leistungs-
anbieter: freier Zugang zum Beruf,
Wahlfreiheit zwischen GKV und PKV
fu r “moglichst vieleß, Anhebung der
Versicherungspflichtgrenze “ strikt
abzulehnenß, Ausdehnung Beitrags-
bemessung auf weitere Einkunfts-
arten abgelehnt; Kostenerstattung
ersetzt grds. Sachleistung, Schluss
mit Budgetierung und Ausgaben-
deckelung;Werbeverbot lockern;
Risikostrukturausgleich schrittweise
abbauen (S. 12).

“Fu r ein solidarisches Gesund-
heitswesen: BU NDNIS 90/DIE
GRU NEN lehnen den Weg in die
Zweiklassenmedizin ab. ... Der Zu-
gang zu gesundheitsrelevanten
Leistungen nach dem heutigen
Sachleistungsprinzip muss allen in
Deutschland lebenden Menschen
offen stehen. Mit den Gru nen ist
eine Aufteilung in Grund- und Zu-
satzleistungen nicht zu machen.ß
“Schritt zur Beitragsgerechtigkeit
und zur Senkung der Lohnneben-
kostenß: Selbstandige und Beamte
in die Sozialversicherungen, “An-
hebung der Bemessungsgrenzen
sowie die Einbeziehung von Ein-
ku nften aus Nichterwerbsarbeit ü
etwa aus Vermietung, Verpach-
tung oder Kapitaleinku nften.ß
“Wir  setzen uns dafu r ein, dass
sich die finanziell Leistungs-
starken an der solidarischen
Krankenversicherung beteiligen.ß
“Mit Beginn der kommenden
Wahlperiodeß: “Einbeziehung
anderer Einkommensarten wie
Zinsen, Mieten und Spekulations-
gewinneß. “Mittelfristigß: alle in
eine “solidarische Krankenversi-
cherungß; “Vorrangig gesellschaft-
liche Aufgabenß steuerfinanziert.
“Positivlisteß: Arzneimittelmarkt
“energischer reinigenß (S. 39ff.).

“Die Erneuerung des So-
lidarprinzips ist die Ach-
se unserer Reformkon-
zeption. Wir wollen das
Solidarprinzip gegen-
u ber dem reinen Leis-
tungs- und Aquivalenz-
prinzip starken.ß: Sozial-
versicherungspflicht
“aller Erwerbstatigen,
auch der Beamten, Selb-
standigen, Freiberufler,
Abgeordnetenß... durch
Integration bestehender
paralleler Sicherungs-
systemeß, “fu r alle Er-
werbseinkommenß, In
KV Beitragsbemessungs-
grenze anheben auf Ni-
veau RV, “auch Einkom-
men aus Vermogensbe-
sitz versicherungspflich-
tig machenß. “Die pari-
tatische Finanzierung...
muss beibehalten wer-
den.ß; Arbeitgeberanteil
nach Wertschopfung.
“Leistungsku rzungen,
mehr Eigenbeteiligung
und Zwei-Klassen-Me-
dizin oder mehr Wett-
bewerb der Kassen ...
lehnen wir abß (S.10ff.).
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“Sicherheit im Alter hat fu r CDU u.
CSU hochste Prioritatß (S.39). Das
von Rot-Gru n “mit statistischen
Tricksß in Aussicht gestellte “Ren-
tenniveau von 68%ß werde “bei
lediglich 64% liegenß (S. 40). “Wir
werden die drei Saulen der Alters-
sicherung ... in eine neue Balance
bringen.ß Wenig konkret: Die kapi-
talgedeckten Elemente der be-
triebl. und privaten Vorsorge wer-
den ku nftig einen hoheren Stel-
lenwert erhalten. Die gesetzl. Ren-
tenvers. bleibt tragende Saule der
Rentenvers.ß Statt der “Rister-For-
melß will die Union den demogra-
fischen Faktor, “um einen massi-ven
Anstieg der Beitrage zu ver-meiden
und Vertrauen zu sichern.ß Verku r-
zung der Ausbildungszeiten. “Auch
muss sich das tatsachliche Renten-
eintrittsalter wieder starker dem
gesetzl. Renteneintrittsalter annah-
ern.ß“Wir werden... den Versicherten
Wahlmoglichkeiten eroffnen.ß
(“nicht bei Rentensplittingß (S.40f)).

Zur Alterssicherung etwas
weniger als die Halfte der Zeilen
fu r “10. Sport ist Spitze fu r alleß.
Das ist indirekt mit den groÜ en
Erfolgen der Riester-Rente
begru ndet: “Das Wichtigste
aber: Wir haben mit der
Rentenreform einen groÜ en
Schritt getan, die
Alterssicherung langfristig zu
stabilisieren.ß ... Mit dem Aufbau
einer kapitalgedeck-ten und
staatlich geforderten privaten
oder betrieblichen Saule der
Alterssicherung schaffen wir
zusatzliche Sicherheit fu r ein
sorgenfreies Alter ... Alt sein
heiÜ t in unserer Gesellschaft
nicht automatisch arm
sein....Und nicht Wenige haben
daru ber hinaus et-was ansparen
konnenß (S. 51).

“Die FDP trat schon immer fu r die
private Vorsorge als Erganzung der
Rente ein.ß Die gesetzliche Renten-
versicherung (GRV) soll so erganzt
werden, “dass die Altersvorsorge zu
etwa 50% auf der privaten und
betrieblichen Vorsorge beruht.ß
Umbau der GRV “im Gegenzug
Schritt fu r Schritt zu einer beitrags-
finanzierten Grundsicherungß.
“Als wesentliches Kriterium fu r die
geforderte Vorsorgeß: “echter Wett-
bewerb aller Anbieterß, “als Option
ein vererbbarer Kapitalstock, Min-
deststandards fu r “die angebotenen
privaten Altersvorsorgeprodukteß.
Wahlfreiheit, ob z.B. Verrentung,
lebenslanger Auszahlungsplan oder
in Alten- und Pflegeheim gesicher-
ter Platz. “Auch das Sparen zum
Aufbau von Wohneigentum muss
als Vorsorgeform in praktikabler
Weise anerkannt werden.ß Nach-
gelagerte Besteuerung “der in aner-
kannten Vorsorgeformen geleisteten
Beitrageß.

“Durch die O kosteuer haben wir
die Lohnnebenkosten bei der
Rentenversicherung bereits um
1,5 Prozentpunkte gesektß (S.
39). Spate Einsicht: “Statt einer
Politik der Fru hverrentung muss
eine Kultur der Altersarbeit ...
entwickelt werden ... Altersteil-
zeit zuku nftig nur noch fordern,
wenn sie nicht dazu benutzt
wird, altere Arbeitnehmer in die
Rente zu drangenß (S. 33).
Wie bei Gesundheit bzw. allen
Sozialversicherungen: Als
“Schritt zur Beitragsgerechtig-
keit und zur Senkung der Lohn-
nebenkosten.ß Dazu gehort die
Einbeziehung von Selbstandigen
und Beamten, die Anhebung der
Bemessungsgrenzen und die Ein-
beziehung von Einku nften aus
Nichterwerbsarbeit ü  etwa aus
Vermietung, Verpachtung oder
Kapitaleinku nften. “Steuerliche
Gleichbehandlung von
Alterseinku nftenß (S39f).

“Die Rentenreform 2001
bricht mit den seit 1957
geschaffenen Traditio-nen
der sozialstaatli-chen
lebensstandard-
sichernden Alterssicher-
ungß (S. 13). Den Weg
einer “Erhohung der
privaten Vorsorgeß und
einer “Heraufsetzung des
Renteneintritts-altersß
will die PDS “nicht
mitgehenß (S. 14).
Rentenversicherung - wie
alle Sozialversiche-rungen
ü  “zu Versicher-ungen
aller Erwerbs-tatigen ...
ausbauenß
(s. Gesundheit). “Arbeit-
geberanteile an den
Sozialbeitragen sollen
ku nftig nach der Wert-
schopfung statt nach der
Lohnsumme berech-net
werdenß (S. 10).
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“Rot-Gru n hat die Pflegeversiche-
rung geplu ndert und ihre Kassen
zum Stopfen von Haushaltsloch-ern
verwendet.ß Wir werden die
hausliche Pflege ... weiter starken.
Daru berhinaus kann die starkere
private Altersvorsorge auch die
Belastung der Pflegeversicherung
mindernß (S. 40).

“Die Pflegeversicherung bleibt
ein wesentlicher Zweig der
Sozial-versicherungen.ß
Probleme demenziell Erkrankter
erfasst. An-sonsten nur
wiederholte Betonung der
Orientierung an den Rechten
und Bedu rfnissen der Pflegebe-
du rftigen, einschlieÜ lich BverfG-
Entscheid zum FLA (S.56f.).

Langfristorientierte Versicherung
fu r Pflegebedu rftige und Demenz-
kranke: “Aus Sicht der FDP mu ssen...
insbesondere die Weichen fu r den
Aufbau einer erganzenden kapital-
gedeckten Saule der privaten Eigen-
vorsorge fu r das Pflegerisiko gestellt
werden.ß Vorrang der Rehabilitation
vor der Pflege (S. 15).

Ahnlich wie FDP: “Primat der Re-
habilitationß. “Angebote in der
Versorgung auf die individuellen
Bedu rfnisse pflegebedu rftiger
Menschen... orientieren.ß
Demenz einbeziehen. Aus FDP-
WP`90: Arbeitsbedingungen,
Berufsbild und Perspektiven des
Pflegepersonals verbessern (S.
42; FDP: S. 58).

Konkret nur indirekt bei
den Grundsatzen der
Sozialversicherungen und
deren Finanzierung
angesprochen. Anson-
sten nur allgemein als Ziel
“menschenwu rdige Pflege
und assistierende
Begleitungß (S. 13).



Bildungspolitik

               CDU/CSU                             SPD                                    FDP                    Bu ndnis 90/Die Gru nen              PDS

13

Sc
hu

le
n

“Ein gegliedertes,
begabungsgerechtes Schulwesen
bietet allen Kindern die besten
Chancen.ß (S. 19)
- Ziel: Sichere Beherrschung der
wichtigsten Kulturtechniken
Grundwerte der Gesellschaft
mu ssen vermittelt werden, dabei
besondere Rolle des
Religionsunterrichts.
- Chancen des Foderalismus sollen
genutzt werden, Leistungs-
vergleiche sind wichtig, dazu:
Einfu hrung einer “Stiftung
Bildungstestß.
- Hochbegabte mu ssen unabhangig
von ihrer sozialen Herkunft
gefordert werden.

“Ganztagsschulen sind ein
Schlu ssel fu r eine bessere
Bildung unserer Kinder und
Jugendlichen. (S. 29)
- Ziel: Bessere “Durchlassigkeitß
des Schulsystems, bessere
soziale Integration.
“Wir brauchen in der
Bildungspolitik bei Wahrung der
foderalen Zustandigkeiten eine
nationale Antwort und eine
gemeinsame Kraftanstrengung.ß
(S. 29)
- Bundesweites Programm:
“Zukunft, Bildung und
Betreuungß, 1 Mrd. � pro Jahr.
- Schulen sollen mehr
Autonomie bekommen, mehr
Eigen-verantwortung
u bernehmen, auch bei der
Personalrekrutierung.
- Aber: Bei der Finanzierung
wird ein “solidarisches
Ausgleichs-systemß gefordert!
- Auch hier: “Stiftung
Bildungstestß

“Bildung ist Bu rgerrecht.ß
- Deshalb: Anteil der
Bildungsausgaben soll steigen,
Bildungsinvestitionen erhalten
Prioritat.
“Gleichrangig mit der Vermittlung
von Wissen und Fahigkeiten muss
unser Bildungssystem Werte und
Normen unserer Gesellschaft und
Kultur den jungen Menschen nahe
bringen.ß (S. 30)
- Ausweitung des Angebotes an
Ganztagesschulen.
- Vielfalt unterschiedlichster
Bildungsangebote, private Trager
mu ssen gleichberechtigt mit
staatlichen behandelt werden, die
gleichen Pro-Kopf-Betrage erhalten.
- Unabhangige Agenturen zur
Qualitatssicherung schaffen.
- Kreative Vielfalt im
Bildungswesen, deshalb Wett-
bewerb zwischen den Schulen, aber
auch zwischen den Bundeslandern.

“Wir stehen fu r Teilhabe an
Bildung fu r alle.ß (S. 50)
- Keine fru hzeitige Selektion,
keine Abschottung, statt dessen
mehr individuelle Forderung.
- Wichtig ist “kulturelle Vielfaltß
an den Schulen und damit
Chancengleichheit fu r
“Jugendliche mit
Migrationshintergrundß.
- GroÜ ere Vielfalt der
Bildungseinrichtungen bei
“verlasslichen finanziellen
Rahmenbedingungenß
- Mehr Mitbestimmung von
Lehrenden und Lernenden.
- Leistungsvergleich und
Transparenz sind wichtig.

“Bildung ist eine
Schlu sselressource des
21. Jahrhunderts.ß
- Bildungsausgaben sollen
mindestens auf OECD-
Durchschnitt angehoben
werden.
- Gleicher Zugang zu
allen  Bildungsangeboten
- Ziel: Integrierte
Gesamtschulen mit
“effektiven
Mitspracherechtenß
- Bildungsanbieter du rfen
“nicht dem Profitprinzip
unterworfen sein.ß (S. 14)
- gemeinsames Bund-
Lander-Sonderprogramm
“Schuloffensive 2003-
2006ß
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- Wettbewerb zwischen den
Hochschulen soll gefordert werden,
diese sollen eigenes Profil bilden.
- Zustandigkeiten zwischen Bund
und Landern sollen “zugunsten der
Lander und des Wettbewerbsß
(S. 19) entflochten werden.
- Ernsthafte Debatte u ber neue
Wege der Studienfinanzierung wird
gefordert, rot-gru nes
Studiengebu hrverbot abgelehnt.
- ZVS wird abgeschafft: “Die
Studierenden sollen sich ihre
Hochschule und die Hochschulen
ihre Studierenden selbst auswahlen
konnen.
- An der Habilitation wird
festgehalten.

- Der Anteil der Studienanfanger
pro Jahrgang soll von 28% auf
40% erhoht werden, mehr
akademische Abschlu sse werden
angestrebt.
- Studiengebu hren werden “bis
zum ersten
berufsqualifizierenden Abschluss
und einem konsekutiven
Studiengangß ausgeschlossen.
- Durch Bachelor- und Master-
Abschlu sse werden die
Studienzeiten gesenkt.
- Juniorprofessuren sollen
konsequent eingefu hrt werden.
- “Internetgestu tzte virtuelle
Hochschulenß werden
exemplarisch ausgebaut.

“Mehr Qualitat durch Wettbewerbß.
Deutsche Hochschulen mu ssen
international wettbewerbsfahige
Abschlu sse anbieten.
- Wichtigste Forderung:
Unabhangigkeit der Hochschulen,
Eigenverantwortung und
Wettbewerb werden gestarkt.
- Abschaffung der ZVS,
Hochschulen entscheiden nach
eigenen Kriterien, wen sie
aufnehmen
- Neue Formen der Finanzierung:
Von der Kameralistik zu einem
kaufmannischen Rechnungswesen.
- Globalhaushalte.
- Einfu hrung von Bildungsgut-
scheinen, die jedem, der die
Hochschulreife besitzt, den Erwerb
des ersten berufsqualifizierenden
Abschlusses ermoglichen sollen.

Hochschulen sollen zu einem
“zentralen Ortß in der
Wissensgesellschaft werden.
Es soll einen “breitangelegten
Prozessß der Verstandigung u ber
die Aufgaben der Hochschulen
geben. (S. 52)
- Die Moglichkeiten des
Hochschulzugangs sollen
erweitert werden.
- Hochschullehrer werden
leistungsabhangig bezahlt.
- Das BafoG soll starker
elternunabhangige Bestandteile
enthalten.
- Finanzierung der Hochschulen
soll starker an Zielvereinbarungen
gebunden werden.
Besonders wichtig fu r die Gru nen:
Feministische Wissenschaftskritik
muss gefordert werden.

“... fordern wir einen
offenen und sozial
gerechten Zugang zu den
Hochschulen.ß (S. 16)
- Elternunabhangige
Ausbildungsforderung und
Verbot von Studien-
gebu hren.
- Internationalisierung soll
vorangetrieben werden.
- Frauenstudiengange
sollen gefordert werden.
- Vielfalt der Studiengange
soll erhoht werden.
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“Wir werden dem Markenzeichen
“duale Berufsausbildungß wieder
Glanz geben.ß (S. 20)
- Differenziertes Angebot an
Berufsbildern und
Ausbildungsordnungen.
- Zulassung theorieentlasteter,
ku rzerer Ausbildungsberufe.
- Zulassung neuer
Ausbildungsberufe soll
beschleunigt werden.

Es gibt wieder mehr
Ausbildungsstellen als Bewerber,
aber noch groÜ e regionale
Ungleichheiten.
- Deshalb: Starkung von
betrieblichen Ausbildungs-
verbu nden.
- Teilzertifikate auf dem Weg zur
vollen Berufsausbildung fu r
lernschwache Jugendliche,
- Besondere Forderung von
auslandischen Jugendlichen.

Die Ausbildungsverantwortung der
Wirtschaft darf nicht durch
staatliche Vorgaben eingeengt
werden. (S. 37)
- LE-GO Modell (Learn and Go)
Modulare Zusammensetzung der
Berufsausbildung zur flexiblen
Anpassung die dynamische
Arbeitswelt.
- Einfu hrung eines Euro-
Ausbildungspasses mit dem
Nachweis von Teilkompetenzen auf
dem Weg zu einem vollen
Berufsabschluss.

- Da gibt es nicht viel mehr als die
allgemeinen Aussagen zu mehr
Wettbewerb und Vielfalt in der
Bildung.

- Ein plurales
Berufsbildungssystem mit
gleichwertigen
Ausbildungsgangen soll
entstehen.
- Alle Auszubildenden
sollen nach ihrer
Ausbildung verpflichtend
fu r ein Jahr u bernommen
werden.
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- Mehr Freiraum und Flexibilitat
fu r Forscher inner- und auÜ erhalb
der Universitaten. (S. 17)
- Keine dirigistische
Detailsteuerung mehr.
- Erfolgsmessung anhand klarer
Zielvorgaben.
- Forderung des
Technologietransfers in die Praxis.
- Pilotprojekte zur privatwirt-
schaftlichen Organisation von
Forschungseinrichtungen.

- Optimale Bedingungen fu r
Forscher aus aller Welt. (S. 32)
- Ausgru ndungen aus den
Universitaten sollen gefordert
werden.
- Umsetzung von Forschungs-
ergebnissen soll durch
Kompetenzzentren gefordert
werden.
- “Schlu sseltechnologienß sollen
gefordert werden.

“Die FDP will wettbewerbliche
Strukturen auch in der Forschung.
Institute, Hochschulen und
Organisationen sollen miteinander
um Forschungsauftrage
konkurrieren, aber auch starker
kooperieren.ß (S. 45)
- Es soll mehr auf Finanzierung
durch die Wirtschaft gesetzt
werden.
- Transfer von wissenschaftlichen
Erkenntnissen in Unternehmen
muss verbessert werden.

- Hoher Stellenwert der
Grundlagenforschung. Chancen
und Risiken sollen thematisiert
werden.
- Starkung der Technologiefolgen-
abschatzung, Verankerung von
Frauenstudien.
- Orientierung der
GroÜ forschungseinrichtungen auf
Nachhaltigkeit.

- Es soll insbesondere
okologische, soziale,
interkulturelle und
feministische Forschung
gefordert werden: “Bunte
Listeß analog zur “Blauen
Listeß
- Mittel fu r Technologie-
forschung sollen auf die
nachhaltige Entwicklung
von Umwelt und
Gesellschaft konzentriert
werden.
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Hauptforderung: Konsequente
Verfolgung und Bestrafung von
Rechtsbrechern:
“Wehret den Anfangenß
“Null Toleranz gegenu ber dem
Verbrechenß (S. 45).
- Strafen sollen in bestimmten
Fallen verscharft werden.
Geschlossener Strafvollzug soll die
Regel sein.
- Opfer stehen im Mittelpunkt,
nicht Tater.
- Optische U berwachung von
“Verbrechertreffsß.
- Starkerer Schutz fu r Kinder
gegen Sexualstraftater. Keine
Haftentlassung fu r gefahrliche
Straftater.
- Verscharfung des Waffenrechts
- Keine Legalisierung von Drogen
- Mehr Jugendschutz in den
Medien.
- Mehr “Bu rgerschaftliche
Selbstverantwortung fu r
Sicherheit.ß
- Schutz gegen den Terror:
Auslandische Gewalttater von
Deutschland fernhalten.
-Einsatz aller modernen
technischen Mittel
- Identitatsfeststellung von
Auslandern durch biometrische
Datenerfassung

“Sicherheit vor Gewalt und Willku r
ist die Grundlage einer jeden
freiheitlichen Gesellschaft.ß (S. 58)
“Deutschland ist mittlerweile
eines der sichersten Lander der
Welt.ß
- Vorbeugen ist der beste Schutz ü
Pravention als Schwerpunkt. Bei
strafbarem Verhalten ist rasche
Reaktion gefordert.
- Verbesserung des Opferschutzes.
- Resozialisierender Strafvollzug
mit Ru ckfallprophylaxe und
Pravention
- Sicherungsverwahrung wurde
bereits “rechtsstaatlich erweitertß
- Drogenpolitik auf vier Saulen:
Weitgefacherte Pravention, Hilfe
fu r Su chtige, U berlebenshilfen
konsequentes Vorgehen gegen
Drogendealer.
- Kampf gegen den Missbrauch
des Internets fu r Straftaten.
- Internationale Zusammenarbeit
bei der Kriminalitatsbekampfung
soll verstarkt werden.
- Gegen den Terror: Verstarkte
Kontrollen, Aufnahme
biometrischer Daten.
- Starkung von Datenschutz und
IT-Sicherheit

“Es ist eine wesentliche Aufgabe des
Staates, die Rechte seiner Bu rger zu
schu tzen. Freiheit und Sicherheit
du rfen keine Gegensatze seinß
(S.55).
- Die FDP ist gegen spektakularen
Aktionismus, der immer neue
Gesetze fordert.
“In Deutschland besteht ein
Vollzugsdefizit und nicht ein
Gesetzgebungsdefizit.ß
-Effektiver Einsatz von Polizei und
Staatsanwaltschaft, auch bei
sogenannter Bagatellkriminalitat.
- Mehr U berwachung bringt nicht
automatisch mehr Sicherheit und
Freiheit
- Opfer sollen schon im
Strafverfahren ihre Anspru che
gegen den Tater durchsetzen
konnen.
- Internationale Zusammenarbeit
bei der Bekampfung von Straftaten
gegen Kinder und insgesamt
verstarken.
-  Bekampfung des Drogenhandels
bei gleichzeitiger besserer
Pravention, Einrichtung von
Drogenkonsumraumen als Hilfe.
- Rasterfahndung mit konkretem
Raster, aber: rechtstaatliche
Kontrolle.

“Unsere Kriminalpolitik setzt auf
Pravention, rasche Aufklarung,
angemessene Strafverfolgung,
Opferschutz, Resozialisierung und
Gewahrleistung eines
rechtsstaatlichen Verfahrens.ß
(S.69)
- Sanktionsrecht reformieren ü
kurze Strafen durch
gemeinnu tzige Arbeit ersetzen.
- Gegen grenzu berschreitende
Kriminalitat: grenzu berschreitende
Zusammenarbeit, Lockerung des
Bankgeheimnisses
- Pravention gegen Drogenbesitz,
Legalisierung von “weichen
Drogenß
- Gegen Terrorismus: Freiheit und
Sicherheit du rfen nicht in
Gegensatz zueinander gebracht
werden.
- Das “politische Strafrechtß soll
liberalisiert werden.
- Befristung und
Qualitatskontrolle fu r Gesetze aus
den “Sicherheitspaketenß.

“Wer offentliche Sicherheit
will, muss die Ursachen
begreifen und bekampfen,
warum sich Menschen von
dieser Gesellschaft abwen-
den, warum sie Straftaten
begehenß (S. 19).
- Verhinderung von
Straftaten im rechts- und
sozialstaatlichen Raum
durch aktive Sozialarbeit,
“Investitionen in sozialen
Zusammenhaltß
- bu rgernahe Polizei,
bessere materielle und
personelle Ausstattung der
Polizei.
- U berpru fung der Anti-
Terrorgesetze auf ihre
Wirksamkeit
- Bekampfung von Gewalt
gegen Frauen und Kinder
- Bekampfung
rechtsextremistischer
Gewalt.
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“Wir wollen Effizienz, Flexibilitat
und motivierte Mitarbeiter fu r
eine leistungsstarke, bu rgernahe
Verwaltung.ß (S. 34)
- Einsetzung einer
“Innovationskommission modernes
Deutschlandß, um Staatsaufgaben
und Zustandigkeiten zu
u berpru fen.

“Die Bu rgerinnen und Bu rger
erwarten von ihrer Verwaltung zu
recht, dass ihre Angelegenheiten
schnell und unkompliziert erledigt
werden.ß (S. 64)
- Leitbild des “aktivierenden
Staatesß
- Public Private Partnership und
eGovernment
- Starkere Leistungsbezahlung im
Dienstrecht

Die FDP fordert ein
Modernisierungsprogramm fu r den
offentlichen Dienst!
- Staat und damit offentlicher
Dienst mu ssen sich auf
Kernaufgaben konzentrieren.
- starkere Leistungsorientierung des
Dienstrechts.
- Liberalisierung und Vereinfachung
des Laufbahnrechts
- Berufsbeamtentum nur noch in
Kernbereichen

“Wir wollen transparente und
kooperierende staatliche
Strukturen und die Verwaltung
weiter modernisieren.ß (S. 64)
- Rechte der Einzelnen mu ssen im
Verwaltungsverfahren starker
beru cksichtigt werden.

Keine konkreten Aussagen,
- Sparen ist kein
Selbstzweck, die PDS tritt
fu r eine sehr weitreichende
Bestimmung der
Staatsaufgaben und damit
der Aufgaben des
offentlichen Dienstes ein.
- Bu rgerinteressen sollen
breiteren Einfluss erhalten.
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“Deutschland muss Zuwanderung
starker steuern und begrenzen als
bisher. ... Wir erteilen der
Ausweitung der Zuwanderung aus
Drittstaaten eine klare Absage,
denn sie wu rde die
Integrationsfahigkeit unserer
Gesellschaft u berfordernß (S. 60).
- Rechtfertigung fu r Arbeits-
migration nur in Ausnahmefallen,
Offenheit nur fu r Spitzenkrafte
- Bekampfung des Missbrauchs
des Asylrechts
- kein Anreiz zum dauerhaften
Aufenthalt durch Sozialleistungen
fu r Asylbewerber und Flu chtlinge.

“Eine vernu nftige Arbeitsmigration
begrenzt die Zuwanderung daher
auf das volkswirtschaftlich
sinnvolle und am Arbeitsmarkt
notwendige, ohne die
Aufnahmefahigkeit des Landes zu
u berfordernß (S. 63).
- dazu: Zuwanderungsgesetz der
Bundesregierung
- nur solche Arbeitsplatze fu r
Zuwanderer, fu r die es keine
inlandischen Interessenten gibt.
- Bekenntnis zum Grundrecht auf
Asyl, aber Vorgehen gegen
Missbrauch
- verpflichtende Integrations-
angebote fu r Zuwanderer

“Die FDP setzt auf einen Dreiklang
aus starkerer Ausrichtung der
Zuwanderung am eigenen Interesse
unseres Landes, Wahrung der
humanitaren Verpflichtungen
Deutschlands und Verbesserung der
Integrationsbemu hungenß (S. 62).
- Forderung: Schaffung eines
Gesetzes zur Steuerung der
Zuwanderung mit Regeln fu r
Umfang, Voraussetzungen und Art
und Weise des Zuzugs von
Auslandern (eigener Gesetzentwurf
liegt vor)
- keine Abschaffung des Asylrechts
und der Rechtswegegarantie
- Integration als Staatsziel ins GG,
verpflichtende Sprachkurse.

“Wir brauchen Einwanderung aus
wirtschaftlichen und demo-
grafischen Gru nden. AuÜ erdem
bietet Migration die Chance zur
Erweiterung und kulturellen
Bereicherung unserer
Gesellschaft.ß (S. 62)
- Integration durch differenzierte
Angebote fu r Migranten.
-Weiterfu hrung der Reform des
Staatsbu rgerschaftsrechts,
Moglichkeit des “Doppelpassesß
fu r die erste Generation der
Zuwanderer
- Asylrecht ist Grundrecht, soll
erweitert werden auf
geschlechtsspezifische und
nichtstaatliche Verfolgung.

- Deutschland ist ein
Einwanderungsland und
braucht ein demokratisches
Einwanderungs- und
Niederlassungsrecht
-Schutz und Pflege der
Kultur der seit langem hier
lebenden ethnischen
Gruppen
“Wir verteidigen das
individuelle Grundrecht auf
politisches Asyl und fordern
offene Grenzen fu r
Menschen in Notß (S. 20).
- Perspektiven fu r illegal
hier lebende Auslander
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“Die Handlungsfahigkeit Europas
muss gestarkt werden. Selbst-
bewusste Nationen und Regionen
sind die Bausteine Europas. ... Nur
mit Foderalismus, Subsidiaritat
und klar abgegrenzten, kraftvoll
wahrgenommenen Kompetenzen
der Ebenen Kommune, Region,
Nation und Europa kann eine gute
Zukunft gestaltet werden.ß (S. 64)
- Die europaischen Institutionen
mu ssen reformiert werden, EU-
Kommission in arbeitsfahiger
GroÜ e
- Mehr Entscheidungen nach
Mehrheitsregel, gleichzeitig
Kompetenzbeschrankung der
europaischen Ebene
- Europaische Aufgaben sollen
gerechter finanziert werden.
- Ersetzung der traditionellen
Strukturpolitik durch einen
Solidaritatsfond fu r investive
MaÜ nahmen.
- Osterweiterung ist historische
Chance, aber U bergangsfristen fu r
Arbeitnehmerfreizu gigkeit u.a.
sind notwendig

“Wir tun alles, den europaischen
Integrationsprozess voran-
zubringen und dabei die wohl-
begru ndeten deutschen Interessen
zu beru cksichtigen.ß (S.15)
- Erhaltung und Weiter-
entwicklung des europaischen
Sozialstaatsmodells.
- Aufgabenverteilung zwischen EU
und Mitgliedsstaaten entspricht
nicht mehr den Anforderungen ü
neue Abgrenzung der
Kompetenzen muss wieder mehr
dem Subsidiaritatsprinzip
entsprechen.
- Erweiterungsverhandlungen
sollen zu gig zum Erfolg gebracht
werden
- Aber 7-jahrige U bergangsfristen
fu r Freizu gigkeit, um
“Verwerfungenß zu vermeiden
- Eine europaische Verfassung
muss in einer fu r die Bu rger
transparenten Form auf den Weg
gebracht werden.

“Es ist erforderlich, eine Verfassung
fu r Europas Bu rger zu erarbeiten,
die europaische Sicherheitspolitik
auszubauen, die europaische Innen-
und Justizpolitik zu vertiefen, Euro-
pas Wirtschaft zu starken und die
europaische Agrar- und Struk-
turpolitik zu reformieren.ß (S.78)
- Mehr Subsidiaritat und groÜ ere
nationale Steuerungsmoglichkeiten
- Binnenmarkt muss vollendet
werden, dazu weitere
Liberalisierung der Markte,
insbesondere des Arbeitsmarktes
- Wirksames europaisches
Kartellrecht ist im Interesse der
Verbraucher
- Europaische Verfassung, beruhend
auf liberalen Grundwerten, soll im
Konvent erarbeitet und durch
Volksabstimmung beschlossen
werden.
- Osterweiterung ist vorrangig,
Erweiterungskandidaten du rfen
nicht enttauscht werden.
- O ffnung der Arbeits- und
Dienstleistungsmarkte darf nicht
verzogert werden.

“Das Europa, das wir mit unseren
europaischen Schwesterparteien
anstreben, ist das Europa der
Demokratie und der Solidaritat,
das eine sozial gerechte und
okologische Politik nach innen
und nach auÜ en vertritt, eine
Europaische Union, die den Men-
schen innerhalb und auÜ erhalb
ihrer Grenzen nu tzt.ß (S. 83)
- Kompetenzu bertragung an
europaische Ebene darf nicht zu
Verlust an demokratischer
Mitsprache fu hren.
- Wesentliches Ziel: Europaische
Gleichstellungspolitik auf allen
Ebenen.
- Starkung des Europaischen
Parlaments
- sorgfaltiger, aber zu giger
Abschluss der
Beitrittsverhandlungen wird
gefordert.

“Wirtschaftliche
Kooperation statt Standort-
konkurrenz, eine binnen-
marktorientierte Industrie-,
Struktur-, Umwelt- und
Beschaftigungspolitik statt
Sozialdumping und Sozial-
abbau, Harmonisierung der
Unternehmens- und
Vermogensbesteuerung
statt eines ruinosen
Wettlaufs um niedrige
Steuern und ein europa-
weiter Finanzausgleich ü
das sind die Perspektiven
der PDS fu r ein alternatives
Europa.ß
- EU-Osterweiterung soll zu
einer Chance fu r
Ostdeutschland werden.
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Globalisierung bringt den
Menschen einerseits mehr
Freiheit, macht sie aber auch
verwundbarer. Deutschland als
Exportnation muss die neuen
Chancen optimal nutzen.
- Hilfe fu r Entwicklungslander
starken, 0,7 Prozent am Haushalt
sollen erreicht werden, Basis
dafu r: Menschenrechte,
Demokratie, Marktwirtschaft.

“Die Globalisierung ist Realitat.
Sie stoppen zu wollen, ist
illusionar. Ihr freien Lauf zu
lassen, ist gefahrlich. Sie zu
gestalten und ihre Potentiale fu r
alle zu nutzen ü  darauf kommt es
an.ß
- Ausrichtung der weltwirtschaft-
lichen Ordnung am Ziel einer
sozialen und okologischen
Marktwirtschaft.
- Regulierung der internationalen
Finanzmarkte.
- soziale und okologische
Mindeststandards im Welthandel.

“Gerade angesichts der terroristi-
schen Bedrohungen muss die Staa-
tengemeinschaft ihren Willen zur
Festigung und Ausweitung des Frei-
handels deutlich machen.ß (S.86)
- Abbau von Handelshemmnissen
ist die beste Entwicklungshilfe,
eroffnet allen neue Chancen.
- institutionelle Reformen bei WTO
zu mehr Transparenz und Effizienz.
- Praventive Entwicklungspolitik
muss langfristig finanziert werden.
- keine internationalen sozial- und
Umweltstandards.
- keine Tobin-Steuer.

“Die Globalisierung kann Chancen
fu r alle eroffnen. Aber die
okonomische Globalisierung, die
an Wachstum und Profit
ausgerichtet ist, nu tzt vor allem
den multinationalen Unternehmen
und Global playersß (S. 79).
- Widerstand gegen diese
Globalisierung ist richtig.
- Forderungen: Internationale
Umweltpolitik, gerechter
Welthandel, gegen Exportsub-
ventionen im Agrarbereich, die
den Entwicklungslandern schaden.
- Tobin-Steuer, Erlose fu r
Entwicklungshilfe.

“Die sich an den Macht-
interessen groÜ er Industrie-
nationen orientierende
Politik der kapitalistischen
Globalisierung fu hrt zu
desastrosen Folgen. ... Wir
wollen stattdessen Globali-
sierung nach dem Leitbild
einer kooperativen Welt-
wirtschaftsordnung gestal-
ten: sozial, okologisch,
demokratischß (S. 22).
- dazu: Tobin-Steuer,
internationale Sozial-
standards usw.
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“Wir richten die deutsche Politik
wieder klar an den sicherheits-
politischen Interessen
Deutschlands aus: Frieden und
Freiheit im Bu ndnis des Westens
sichernß (S. 67).
- Hauptvoraussetzung dafu r:
starke Bu ndnis- und Landes-
verteidigung. Starkung des
Bu ndnisses mit den USA
- Erweiterung der NATO zur
Stabilisierung der Sicherheitslage
in Europa.
- mehr Flexibilitat bei
Auslandseinsatzen der
Bundeswehr, dafu r neue
rechtliche Regelungen.
- Beibehaltung der Wehrpflicht

“Eine gemeinsame AuÜ en- und
Sicherheitspolitik der EU ist
Voraussetzung fu r gleichberech-
tigte transatlantische Partner-
schaft ... ß (S.15).
- EU soll ku nftig auch militarisch
selbstandig im Krisenmanagement
handeln.
- Starkung der Vereinten Nationen
durch mehr Rechte und bessere
Arbeitsmoglichkeiten.
- Hauptaugenmerk der Sicher-
heitspolitik auf der Pravention.
- Beteiligung an internationalen
militarischen Missionen, wenn
durch UN und Bundestag
legitimiert.
- Beibehaltung der Wehrpflicht.

FDP setzt sich dafu r ein, “dass
Deutschland seine neue Rolle
verantwortungsvoll annimmt und
die Bundeswehr schnell und kon-
sequent bu ndnisfahig macht.ß (S.88)
-Starkung internationaler
Strukturen, insbesondere:
- Vereinte Nationen sollen
handlungsfahiger werden
- NATO  erweitern und starken.
- Starkeres Gewicht fu r die OSZE.
- Menschenrechte sind universell
und mu ssen im Mittelpunkt jeder
Politik stehen.
- Bekenntnis zu Auslandseinsatzen,
aber keine Abschaffung des
Parlamentsvorbehaltes.
- Aussetzung der Wehrpflicht.

Pravention hat Vorrang ü  “Wir
machen uns stark fu r die von Kofi
Annan geforderte “Kultur der
Praventionß und den Dialog der
Kulturenß (S. 86).
- Infrastruktur fu r zivile
Konfliktbearbeitung soll gestarkt
werden
- Starkung der Vereinten Nationen
und ihrer Handlungsfahigkeit.
- Ausbau der regionalen Sicher-
heitskooperation in der OSZE.
- Einsatze der Bundeswehr nach
klaren Kriterien, nur mit
Parlamentszustimmung.
- Abschaffung der Wehrpflicht.

PDS wendet sich dagegen,
“die Terrorbekampfung als
Vorwand zu nutzen, um
strategische und
okonomische Interessen
durchzusetzen, wie dies die
NATO und die US-
Administration im
Besonderen tunß (S. 23).
- wichtigste Entschei-
dungen in der UNO, nicht in
der NATO
- Ziel der Politik:
Deutschland ohne Bundes-
wehr, bis dahin schrittweise
Reduzierung, keine Moder-
nisierung, Abschaffung der
Wehrpflicht.
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“Das Ehegattensplitting ist keine
beliebig gestaltbare Sonder-
vergu nstigung, sondern notwen-
diger steuerrechtlicher Ausdruck
der Lebens- und Fu rsorgege-
meinschaft der Ehepartnerß (S.8).
- Steuerliche Beru cksichtigung
von Kinderbetreuungskosten
zwischen 1000 und 5000 Euro pro
Kind.

Ehegattensplitting wird nicht
abgeschafft, aber zugunsten der
Forderung von Kindern
umgestaltet.
- erweiterte steuerliche
Abzugsfahigkeit von
Betreuungskosten bei
Berufstatigkeit zur Entlastung von
Alleinerziehenden.

Bei Ehegatten verdoppeln sich die
Einkommensstufen des Stufentarifs.
“Zur Freistellung des Existenzmi-
nimums will die FDP einen einheit-
lichen steuerlichen Grundfreibetrag
in Hohe von 7500 Euro fu r jeden
Bu rger, also auch fu r jedes Kind.ß
(S. 49)
- Betreuungskosten wie KiTa-
Gebu hren, Kosten fu r Tagesmu tter
sollen als Werbungskosten bzw.
Betriebsausgaben absetzbar sein.
- Steuerlich Abzugsfahigkeit von
hauswirtschaftlichen Beschafti-
gungsverhaltnissen wieder ein-
fu hren: Hochstbetrag 12500 Euro.

“Wir wollen endlich unser Ziel
eines fu r alle einheitlichen
Kindergeldes erreichen. Damit
konnten wir verfassungsfest
die kindbezogenen Freibetrage
u berflu ssig machen.ß (S. 36)
- Steuerliche Abzugsfahigkeit
von Betreuungskosten ab dem
ersten Euro
- Besonderer Bedarf von
Allein-erziehenden soll
verfassungs-konform
beru cksichtigt werden.

- Abschaffung des Ehegat-
tensplittings  bei Ausgleich
von Verlusten fu r untere und
mittlere Einkommen.
- Beseitigung der Schieflage
der Besteuerung zu Lasten
Alleinerziehender.
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Keine Familie soll in nur wegen
ihrer Kinder in die Sozialhilfe
rutschen.
“Wir wollen das bisherige Kinder-
geld und das bisherige Erzie-
hungsgeld stufenweise durch ein
neues “Familiengeldß ersetzen.ß
- GroÜ enordnungen:
jedes Kind unter 3J: 600 �
Kinder zwischen 3 und 18J: 300 �
U ber 18J in der Ausbildung: 150 �

Kindergeld mittelfristig auf 200
Euro anheben. Wegen des
Mangels an Ressourcen mu ssen
bei weiteren MaÜ nahmen
Prioritaten gesetzt werden.

“Das direkt ausgezahlte Kindergeld
bleibt erhalten und wird
entsprechend angepasst.ß
- starkere Beru cksichtigung der
Kindererziehung nicht durch
Beitragsstaffelung nach Kinderzahl,
sondern durch direkte Beitrags-
zuschu sse an Familien.
- Bu rgergeldmodell ermoglicht
gleitenden U bergang in
Teilzeitbeschaftigung, besonders
kinderfreundlich.
-  spezielle Hilfen fu r Familien mit
auÜ ergewohnlichen finanziellen
Belastungen.

Alle Leistungen fu r Kinder
sollen gebu ndelt und in einer
Kinderkasse (KiKa)
zusammengefu hrt werden.
- Schaffung einer
Kindergrund-sicherung:
Zuschlag zum Kinder-geld fu r
einkommensschwache
Familien von bis zu 100 Euro.

“Die heutige Ehe- und
Familienforderung soll kon-
sequent in eine Forderung
umgewandelt werden, die an
das Zusammenleben mit
Kindern gebunden istß (S.11).
- Kindergeld soll zur
existenzsichernden Grund-
sicherung ausgebaut wer-
den, zunachst Erhohung auf
210 Euro.
- mehr eigenstandige
Sozialversicherungsan-
spru che fu r Frauen.
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- Bessere Moglichkeiten fu r den
Wiedereinstieg in den Beruf.
- Anerkennung der Kompetenzen,
die in der Hausarbeit erworben
werden.
- ansonsten viele allgemeine
Forderungen ohne konkrete
MaÜ nahmen:
bessere Rahmenbedingungen fu r
vereinbarkeit von Familie und
Beruf, mehr Qualifizierungs-
angebote, Chancen- und
Lohngleichheit, umfassende
Teilhabe von Frauen an
Fu hrungsaufgaben.

“Das Bu ndnis fu r Arbeit muss sich
dem Ziel einer
familienfreundlichen Arbeitswelt
nachdru cklich annehmen."
- Moglichkeiten fu r flexible
Arbeitszeiten, moderne
Arbeitsformen wie Telearbeit,
Weiterbildungsangebote wahrend
der Elternzeit.
- Kinderbetreuung ist die
dringlichste Aufgabe:
Programm “Zukunft Bildung und
Betreuungß, gefordert vom Bund
mit 1 Mrd. Euro jahrlich.
- auch privates Engagement ist
erforderlich.
Ausbau von Ganztagsschulen und
Ganztagseinrichtungen fu r Kinder.

“Die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf ist eines der wichtigsten Ziele
liberaler Familien- und
Frauenpolitik.ß
- mehr Markt und Wettbewerb bei
der Kinderbetreuung: Einfu hrung
von Kita-Gutscheinen
- 5-Jahresprogramm fu r die
Verbesserung des Angebots an
Kinderbetreuungsplatzen, Bund und
Lander je 500 Mill. Euro jahrlich.
- An den Schulen sollen
Betreuungsangebote neben dem
Unterricht verbessert werden.
- kreative individuelle Losungen
statt staatlicher Zwangs-
maÜ nahmen: hohere Flexibilitat des
Arbeitsmarktes statt Schutz-
bestimmungen wu rde mehr
derartige Losungen ermoglichen.

- Bedarfsgerechter Ausbau des
Kinderbetreuungsangebotes
fu r alle Kinder von 0-14
Jahren.
- Erziehungszeiten sollen
besser zwischen den Eltern
aufgeteilt werden konnen.
- Einfu hrung des schwedischen
Modells: Lohnersatzleistungen
werden an Eltern gezahlt und
an die Aufteilung der
Erziehungszeit zwischen
Frauen und Mannern
gebunden.

Ausbau der Kinderbetreuung,
Forderung: “Rechtsanspruch
auf ein institutionelles,
offentlich gefordertes
ganztagiges
Betreuungsangebot bzw.
offentlich geforderte
Freizeitgestaltung.ß
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des Zusammenleben, aber: “Eine
rechtliche Gleichstellung solcher
Lebensgemeinschaften mit der
Ehe lehnen CDU und CSU ab.ß

“Jedes von den Familien gelebte
Modell  verdient gleichermaÜ en
gesellschaftliche Anerkennung.ß
Lebensgemeinschaften wurden in
letzter Legislaturperiode
anerkannt.

“Die FDP begru Ü t die Moglichkeit
fu r gleichgeschlechtliche Paare, ihre
Partnerschaften rechtlich
abzusichern.ß
- Aber: Rechte und Pflichten
mu ssen in Einklang gebracht
werden.
- Zur Beseitigung von Diskrimi-
nierungen insbesondere Ande-
rungen im Erbschaftssteuerrecht.

“Wir wollen die rechtliche
Stellung nichtehelicher
Lebensgemeinschaften
verbessern. Rechte und
Pflichten sollen in ein faires
Verhaltnis kommen.ß
Eingetragene
Lebensgemeinschaft soll weiter
angereichert werden: Erbrecht,
Adoptionsrecht fu r
gleichgeschlechtliche Paare.

Keine juristische
Diskriminierung und volle
gesellschaftliche Akzeptanz
fu r Lesben, Schwule, Bi- und
Transsexuelle.
“Wir wollen die
Gleichstellung aller
Lebensweisen.ß


